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Anlage 15.

Bericht und Anträge
des Provinzialausschufses,

betreffend

die anderweitigeRegelung der Besoldungsverhältnisse der Beamten
des Provinzilllverbandes.

1. Veranlassung.

Zu Beginn des Rechnungsjahres 1897/98 ist sowohl im Reiche wie in nnserem Staate
eine allgemeine Gehaltsaufbesserung für die oberen und mittleren Beamten erfolgt. Bei dieser
Neuregelung und bei der Bemessung der Einzelgehälter war der Gesichtspunktmaßgebend, daß
ein Beamter dasjenige Gehalt beziehen müsse, welches zum standesgemäßenLeben erforderlich sei
und eine angemessene Unterhaltung der Familie und Ausbildung der Kinder gestatte, da andern¬
falls sich auch Schäden und Mißstände für die Verwaltung ergäben. Zur Vermeidung dieser
Schäden sei die Durchführung der Gehaltserhöhung erforderlichwegen der in den letzten Jahren
durch die gesummte Lebenshaltung erfolgten erheblichen Steigerung des Preises aller Bedürfnisse.

Diese für das Vorgehendes Staates bestimmenden Gründe, deren letzter für die industrie-
und verkehrsreiche Rheinprovinz in erhöhtem Maße zutrifft, sowie das Vorgehe« des Staates selbst
nöthigen auch die Kommunalverbändezu einer Nachprüfungihrer Besoldungssätze.

Schon der 40. Rheinische Provinziallandtag hat am 12. März 189? (Protokolle S. 22)
einige unaufschiebbareAenderungen in den Besoldungen von Provinzialbeamten getroffen, wobei
die Nothwendigkeiteiner allgemeinenRevision des Besoldungsplanes bereits hervorgehobenwurde.
Die damaligen Aenderungen betrafen die Gehälter von Straßenbaubeamten, einer größeren Zahl
von Anstaltsbeamten insbesondereUnterbeamten und der Kanzlisten. Im Uebrigen gilt zur Zeit
noch der vom 36. RheinischenProvinziallandtag (Protokolle S. 54) am 12 Dezember 1890
festgesetzteund vom 38. Rheinischen Provinziallandtag (Protokolle S. 22) hinsichtlich der oberen
Beamten ergänzte Besoldungsplan.

Eine allgemeine Prüfung und Neuregelung konnte seitens des 40. Provinziallcmdtags
nicht erfolgen, weil das Gesetz über die Staatsbeamtengehälter noch nicht verabschiedet war.

Zwischenzeitlich ist im Anschlüssean das Vorgehen der Reichs- und Staatsregierung
Seitens der größeren Städte sowie der Mehrzahl der Provinzicilverbändeeine Neuregelung der
Besoldungen vorgenommen worden, während die noch fehlendenProvinzen in gleicher Weise im
Vorgehenbegriffensind.
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2. Lllndesdireltoren-Konferenz.

Allgemeine Grundsätze.
Bei der Bedeutung der Angelegenheitfür die Provinzialuerwaltungen sind die Landes¬

direktoren der Monarchie im Oktober 189? zu Berlin zwecks Berathung allgemeinerVorschläge
zu einer Konferenzzusammengetreten. Wenn bei dieser Berathung auch allseitig anerkannt wurde,
daß es bei der Verschiedcnartigkeitder Verwaltungseinrichtungender einzelnen Provinzen sowie
der sonstigen Verhältnisse sich nicht empfehlen würde, einheitlicheBesoldungssätzefür sämmtliche
Provinzilllbemnte der Monarchie aufzustellen, so glaubte man andererseits doch über gewisse
allgemeineGrundsätzeder Besoldung sich verständigensowie hinsichtlich der Vorschläge für Mindest-
und Höchstgehaltssätze für einzelneBeamtenklassenFühlung nehmen zu können.

Als solche allgemeineGrundsätzewurden folgende anerkannt:
I. Die vom Staate getroffenen Besoldungserhöhungenzwingen auch die Provinzialverbäude,

ihre Besoldungssiitzcnachzuprüfen und entsprechendzu erhöhen, weil durch das Vorgehen des
Staates und die Entwickelungder gesammtenLebensverhältnissceine Lage geschaffen worden ist,
die höhere Gehaltsansprüchcrechtfertigt,

II. Es empfiehlt sich, die vom Staate aufgestellten Besoldungsgrundsätze,insbesonderedas
System der aufsteigendenGehälter mit höchstensdreijährigen Dienftaltersstufen als Vorbild anzu¬
nehmen, wobei diejenigenProvinzialbcamten, welche bestimmtenKategorien von Staatsbeamten in
Vorbildung und Amtsthätigkeit gleich zu achten sind, eben so gut und erforderlichenFalls besser
zu stellen sind, wie die Staatsbeamten,

Die Gewährung des Wohnungsgeldzuschusses ist im Prinzip anzuerkennen.
III. Die in Aussichtzu nehmendenGehaltserhöhungenweiden erst vom neuen Etatsjcihr

ab ohne rückwirkende Kraft auf den Zeitpunkt der Erhöhung der Staatsbeamtengehülter einzu¬
treten haben.

Die von der Konferenz bezüglicheinzelner BeamtenklassenaufgestelltenLeitsätze werden
bei den Ginzclvorschlägen zu besprechen sein. Zu den allgemeinenLeitsätzen ist zu bemerken:

Für diejenigen Provinzialbcamten, welche aus dem Staatsdienste übernommen werden,
war auch bisher das staatliche Gehalt und in den meisten Fällen ein höheres Gehalt festgesetzt,
als die gleichalterigenBeamten im Staatsdienst bezogen, weil nur dadurch sich die Heranziehung
geeigneterKräfte ermöglichenließ. Der Austritt aus dem Staatsdienst nach Erfüllung oft lang,
jähriger Vorbedingungen und damit zum Theil der Verzicht auf die Vortheile des Staatsdienstes
—- Beförderung,leichtere Erlangung von Auszeichnungen, Möglichkeit einer später vielleicht erwünschten
Versetzung,bei einigen BeamtenklassenAufgabe lebenslänglicher Anstellung gegen Stellung auf
Zeit — können von Beamten, denen der Staatsdienst gute Aussichten bietet, nur erwartet werden,
wenn ihnen im Provinzialdienst eine Entschädigungdurch entsprechende Besoldung geboten wird.

Auch bei deu übrigen Beamten kann auf diesem Wege nur die gehörige Auswahl gesichert
werden. Ein durchweg tüchtiges Beamtenpersonal erscheintaber für die Durchführung der sehr
gewachsenen Aufgaben der Selbstverwaltung erforderlich. Diese Erwägungen mußten zu den Leit¬
sätzen zu I und II führen.

Bei der Zugrundelegung der staatlichen Gehaltssätze sind in den einzelnenProvinzen die
Verschiedenheit der örtlichen Lebensverhältnissesowie die Unterschiede in der Stellung uud Bedeutung
gleichartigerAemter in den verschiedenen Provinzen gebührend zu berücksichtigen.Auch die Unter¬
schiede der bisherigen Gehaltssätze,die Verschiedenheit des Alters, in dein die Aemter der einzelnen
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Provinzen erreicht zu werden pflegen, und die ungleiche Möglichkeitder Heranziehung und Heran¬
bildung geeigneter Kräfte müssen bei der Bemessungder Gehaltssätze in Betracht gezogen werden.

Die zweijährigenDienstaltersstufenund der Wohnungsgeldzuschuhsind in der Rheinprovinz
bereits seit längerer Zeit eingeführt und durfte auch dieses Moment bei der Neuregelung nicht
übersehen werden.

Bezüglich des Zeitpunkts der Einführung der neuen Besoldungspläne waren die Theil-
nehmer der Berliner Conferenzeinstimmigder Ansicht,daß zu einer nachträglichenBelastung des
Etats durch Gewährung der erhöhtenGehälter für die Zeit vom 1. April 189? ab ein dringender
Anlaß nicht vorliege. Aus demselben Grunde kann für die Nheinprovinz, in der die Revision erst
jetzt, nach Beginn des Rechnungsjahres1898/99, erfolgen wird, die Neuregelung erst für die Zeit
vom 1. April 1899 ab vorgeschlagenwerden. Der größte Theil der RheinischenProvinzial-
beamten ist auch bisher nicht so ungünstig gestellt, daß eine nachträglicheBelastung des Etats
durch Gewährung der neuen Gehaltserhöhungenvom 1. April 189? ab dringend geboten erschiene.
Aus Veamtenkreisensind zwar vielfach Stimmen dahin laut geworden, es möge wenigstens dafür,
daß die Rheinischen Provinzialbeamten erst von den, 1. April 1899 ab, also ein Jahr später, wie
die Mehrzahl der übrigen Prouinzial- und Kommunalbeamten, in den Genuß höherer Gehälter
treten, ein billiger Ausgleich geschaffen werden. Ob und in wie weit den desfallsigen Wünschen
zu entsprechen sein wird, mag der Beschlußfassungdes Provinziallandtages anheimgestelltbleiben.

3. Uebergangsbeftimmungen,insbesondere Einreihung der älteren Beamten
in die GelMlMIllssen.

Während die Vertreter der einzelnen Provinzialverbände bei der Berliner Konferenz
darüber einig waren, daß der Zeitpunkt der staatlichenGehaltserhöhungen, d. h. der 1. April 189?
für das Inlraftreten der Gehaltserhöhungen der Provinzialbeamten nicht maßgebend sein könne,
waren die Ansichten über die Frage, ob die zur Zeit in Dienst befindlichen Beamten nachträglich
unter Berücksichtigung ihres Dienstalters in die neuen Besoldungsklasseneingereiht werden, d. h.
bei dem Erlasse der neuen Besoldungsuorschriftendasjenige Gehalt beziehen sollen, welches sie
erhalten würden, wenn sie den neuen Vcsoldungsplan bereits bei ihrer Anstellung in dem jetzigen
Antte vorgefunden hätten, getheilt. Der Staat hat bekanntlichdieses Verfahren bei Einführung
des neuen Besoldungsgesetzeseingeschlagenund sind ihm einzelne Provinzialverbände gefolgt,
während die Mehrzahl der Provinzialverwaltungen und die größeren Städte hiesiger Provinz von
einer solchen rückwirkenden Regelung der Beamtengehälter abgesehenhaben.

Letzteres erklärt sich zur Genüge daraus, daß bei den Kommunalverwaltungenund zumal
bei der so bedeutend und schnell gewachsenen Provinzialverwaltung der Nheinprovinz die Ver¬
hältnisse wesentlichanders wie im Staate liegen. Bei den sich drängenden neuen Aufgaben —
es sei hier nur an die Uebernahme der großen Straßenverwaltung, der Geschäfteder landwirth-
schaftlichen Berufsgenossenschaft,der Ausführung des Invaliditäts- und Altcrsversicherungsgesetzes
erinnert — mußte gleichzeitigeine größere Anzahl von Beamten angestellt werden, bei denen
weder das Erforderniß zur Annahme zu hoch gestelltnoch längere Einarbeitung verlangt werden
konnte. Es sind unter diesen Umständen Beamte zu einer Zeit in Stellen eingerückt,worauf sie
nach ihren, Alter und ihrer Vorbildung noch keinen Anspruch hatten. Die Besetzung dieser Stellen
erfolgte damals mit Rücksicht auf die für diefe Stellen bestimmtenzum Theile uiedrigen Gehälter,
welche den damaligenLeistungenund Verhältnissen entsprachen. Außerdem waren die Anstellungs¬
verhältnissesowie die Voraussetzungender Anstellung für viele Aemter in den ersten Jahren des
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Bestehens der Provinzialverwaltung noch nicht geregelt. Dieser Umstand hat in Verbindung mit
der bei Zuweisung neuer Aufgaben der Selbstverwaltung oft eintretenden Plötzlichkeit des Bedarfs
dazu geführt, daß Beamte aus den verschiedensten Stellungen mit verschiedener Ausbildung und
in sehr ungleichem Lebensalter übernommen und in etatsmäßigen Aemtern angestelltworden sind.
Ein Theil der Beamten gelangte hierbei in jungen Jahren und alsbald nach dem Diensteintritt
in Stellen, die sonst nur altere Beamte erreichen. Andere mußten lange in biätarischen Stellen
bleiben, weil die Zahl der ctatsmätzigen Stellen nur in längeren Zwischenperiodenbei dem
Zusammentritte des Provinziallandtages vermehrt werden konnte. Andererseits mußten Beamte
unter Berücksichtigungvon Alter und Vorbildung mit einem das Anfangsgehalt übersteigenden
Satze angestellt werden. Diese Verhältnisse konnten erst vor und nach durch Aufstellung fester
Normen für den Vorbereitungsdienst und die Anstellung der Prouinzialbeamtcn sowie für das
Aufrückenin höhere Gehaltsstufen und Stellen geordnet werden.

Dagegen bestehen und bestanden in der seit Jahrzehnten in festen Geleisen sich bewegen¬
den staatlichenVerwaltung seit langer Zeit bestimmte Vorschriftenfür den Bildungsgang und die
Anstellung ihrer Beamten, welche meist von vornherein in den Staatsdienst treten und ohne
große Unterschiede im Lebensalter und in der Ausbildung in bestimmteStellung gelangen.

Diese Umstände ermöglichten es dem Staate, ohne große Ungleichheitenzwischen den
Beamten zu schaffen, die Besoldung nach den neuen Sätzen unter Zugrundelegungder Anstellungs¬
zeit zu regeln. Für die Provinzialverwaltung aber ist dies nicht angängig, weil alsdann außer¬
gewöhnlich früh angestellte Beamte ein Gehalt beziehen würden, auf welches sie nach Bildungsgang,
Anstellungsvertragund Billigkeit noch keinen Anspruch haben. Andererseitswürden ihnen gegenüber
Beamte, deren Anfangsgehalt unter Berücksichtigung des Einzelfalleshöher bemessen werden muhte,
benachtheiligterfcheinen, weil sie nicht in demselbenMaße, wie die übrigen, aufrücken, vielleicht
von ihnen übersprungen werden würden.

Im Hinblicke auf diese Ungleichheitensowie auf die große Belastung, welche in Folge der
dein staatlichen Verfahren entsprechenden Anwendung der neuen Besolbungssätze für den diesseitigen
Haushalt entstehen würde, glaubte der Provinzialausschuß, von einer Ausdehnung der neuen
Nesoldungssätzeauf die Vergangenheit bezw. den Zeitpunkt der Anstellung der Provinzialbeamten
absehen zu müssen.

Es läßt sich hierbei allerdings nicht verkennen, daß damit für die zur Zeit angestellten
Beamten der Vortheil der neuen Gehaltsregulirung nicht unerheblichvermindert wird. Um in
dieser Hinsicht einen billigenAusgleich zu schaffen, schlägt der Provinzialausschuß vor, den Beamten,
welche sich seit länger als 5 Jahren in derselben oder in einer gleichwerthigenDienststellung
befinden, eine einmalige höhere Gehaltssteigerung zu Theil werden zu lassen. Dieser Ausgleich
soll indessenauf diejenigen Beamten beschränktwerden, bei denen der Gehalts- oder Steigesatz
erhöht und danut anerkannt worden ist, daß die bisherige Besoldung einer Erhöhung bedürfte.
Nach mannigfachenBerechnungenhat sich als bestes und gleichmäßigstes Auskunftsmittel erwiesen,
daß die Beamten, die am 1. April 1899 eine fünfjährige Dienstzeit in der jetzigen oder einer
ähnlichen Stelle im Provinzialdicnste zurückgelegthaben werden, am 1, April 1899 um den
doppelten Betrag des Anfangssteigcsatzcsihrer Gehaltsklasse aufrücken. Bei Annahme dieses
Vorschlageswürden die seit dem 1. April 1894 z. B. in derselbenStelle befindlichen und darin
verbleibendenSekretäre um 500 Mark aufrücken,die Taubstummenlehrerunter derselben Voraus¬
setzung um 400 Mark, die Bureau- und Kassenassistenten um 300 Mark u, s. w.
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4. Ergebniß der im neuen Besoldungsplane enthaltenen Vorschlage.

I. Im Allgemeinen.

Für die einzelnen Beamtenklassensind in dem anliegenden Vesoldungsplane Vorschläge
über Anfangs' und Höchstgehalt sowie Steigesätze gemacht. Neben den jetzt geltenden Sätzen sind
zum Vergleicheauch die neugeregeltenBesoldungen der Provinzialbemnteu in Westfalen sowie der
entsprechenden oder, wo diese fehlen, ähnliche» Beamtenklassen im Staate und in den Städten
Köln und Düsseldorf gegenübergestellt.

Für die oberen Beamten im Sinne des § 93 der Prouinzialordnung, deren Besoldungen
erst im Jahre 1894 neu geregelt sind, sind Aenderungen nicht vorgeschlagen. Für die übrigen
Beamten ergicbt sich in einzelnen Fällen die Nothwendigkeit einer nicht unerheblichen Gehalts¬
erhöhung,wobei indessen die Gehaltssätzeder gleichartigen Staatsbeamten in der Regel nicht über¬
schrittenworden sind.

Besonderer Werth ist auf eine richtige Bemessungder Dicnstalterszulagen gelegt. Mehrfach
sind die Anfangssteigesätzeerhöht, um den Beamten in den Jahren, wo die Auslagen für die
Familie sich steigern, eine entsprechendeBesoldung zu gewähren. Das Höchstgehalt soll dem
Beamten erreichbar sein in einem Lebensalter, wo ihm die Sorge für die Familie noch obliegt.

Der Gesammtcmfwcmd für Besoldungen der bei der (Zentralstelle, den Provinzialanstalten
und der Strnßcnverwaltung beschäftigten Beamten würde sich nach dem vorgeschlagenen Bcsoldungs-
plan und bei Annahme des Ansteigens um den doppelten Betrag bei den Beamten, welche sich
länger als 5 Jahre in derselben oder einer ähnlichenStellung befinden, gegenüber den jetzigen
Sätzen um 110 000 Mark erhöhen. Hiervon entfallen auf die normalmäßigenDienstalterszulagen
des jetzigen Besoldungsplanes 51000 Mark, so daß der Mehraufwand gegen diesen 59 000 Mark
beträgt. Unter Hinzurechnungder aus besonderenEtats besoldeten Beamten (Etat der Zwangs¬
erziehung verwahrloster Kinder, der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt,der landwirth-
schaftlichen Berufsgenossenschaft, der Landcsbank und der Provinzial-Feuer-Societät) betragen die
entsprechendenMehr-Aufwendungen insgesammt 151500 Mark, wovon 68 000 Mark auf das
Aufsteigen nach dem jetzt geltenden Besoldungsplan entfallen, so daß im Ganzen für die 665
Piovinzialbeamten ein Mehraufwand von 83 500 Mark entstehenwird. Die Verbesserunggegen
die jetzigen Gehälter beträgt im Durchschnitt 11,» Prozent, die Verbesserung gegen die nach dem
jetzigen Plan vom 1. April 1899 ab zu beziehenden Gehälter nahezu 6,5 Prozent. Wird von dem
vorgeschlagenen Aufrücken um den doppelten Steigesatzbei den über 5 Jahre angestelltenBeamten
abgesehen, so beträgt der Mehraufwand gegenüber den am 1. April 1899 zu beziehenden
Gehältern 25 600 Mark.

Der durch die vorgeschlagenen Erhöhungen entstehende Mehrbedarf ist im Verhältniß zum
Mehrbedarf der übrigen Provinzen, der großen Städte und des Staates verhältnißmäßig gering,
weil bereits bei den letzten Gehaltsregulirungen die theuern Lebensbedürfnisse in der Rhcinprovinz
und der gesteigerte Lebensbedarfnach den damaligen Verhältnissen mitbcrücksichtigt worden waren,
soweit dies gegenüber den damaligen Besoldungen im Staat und in den Kommunalucrbänden
angängig schien. Einer Erhöhung in dem Maße, wie der Staat sie vornehmen mußte, bedarf es
deshalb in den meisten Fällen nicht.

Im Allgemeinen sei noch bemerkt, daß die gegenwärtig angestellten Beamten Rechts¬
ansprüche ebensowenig aus dem neuen, wie aus dem früheren Bcsoldnugsplane herleiten können, da
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solche Ansprüche ausgeschlossen waren und auch für die Zukunft nicht eingeräumt werden sollen
(zu vergl, 8 4 Abs. 2 der Bestimmungen für die Besoldungen der Provinzialbcamten vom
12. Dezember 1890).

Endlich wird noch hervorgehoben,daß mit der Einführung des neuen Bcsoldungsplancs
Zulagen an Beamte sowie Neben-Einnahmenmöglichst in Fortfall kommen sollen.

II. Im Einzelnen.

Zu den Ginzelvorschlägen des anliegendenPlanes ist zu bemerken:
Zu ^. Beamte der Centralverwaltung, der Provinzial-Feuer-Societät und

der Landesbank.

Zu ^,. 1—3 und 5.

Die Gehaltssätze der in dem Plane unter Nr. 1—3 und 5 bezeichnetenBeamten (Direktoren
der Provinzial-Feuer-Societät und der Landesbank, Landesräthe, Landesbauräthe
Stellvertreter des Direktors der Feuer-Societät, Landesbankräthc, Landesoberbau-
inspektoren, Landesasscssoren) sind nach 1894 neu geregelt worden. Eine Aenderung ist nur
bezüglich des Stellvertreters des Direktors der Feuer-Societät und der Landesbankräthe vorge¬
schlagen, welche auch im Höchstgehaltden Landesräthen gleichgestellt werden sollen, wie dies auch
in anderen Provinzen der Fall ist. Die Gleichstellungwurde im Prinzip schon im 38. Rheinischen
Provinziallandtag als wünschenswcrth erklärt (VerhandlungenS. 100 ff.). Das Höchstgehalt wurde
damals in der Annahme geringer festgesetzt,daß diese Beamten nach einigen Jahren in Lcmdesraths-
stellcn einrücken können. Ein solcher Wechsel der Stellung dürfte aber wegen der Verschiedenheit
des Wirkungskreisesnnd der Schwierigkeitender Einarbeitung möglichst zu vermeidensein; auch ist
die Aussichtauf Einrücken in Landcsrathsstellen nach der vom 40. Provinziallandtag gebilligten
Neueinrichtungder Centralverwaltung geringer geworden. Hierdurchrechtfertigtsich der gemachte
Vorschlag.

In der Konferenz der Landesdircktoren wurde für die Landesrathe ein Gehalt von
4800—9000 Mark, steigendalle 3 Jahre um 600 Mark, nebst Wohnungsgcldzuschußund einer
pensionsfllhigcn Zulage für den den Landeshauptmann vertretendenLcmdesrathvorgeschlagen.Die
meisten Provinzen haben dementsprechend das Höchstgehalt auf 9000 Mark festgesetzt, wobei aber
einzelne Provinzen, wie Brandenburg, den Wohnungsgeldzuschuß,welcher hicrselbst 660 Mark
beträgt, auf 1500 Mark festgesetzthaben. Ferner haben einige Provinzen, welche Landesasscssoren
eingeführthaben, das Anfangsgehalt der Landesräthe auf 6000 Mark festgesetzt. Die seit einigen
Jahren hier gültigen Sätze entsprechen den hiesigen dienstlichenund örtlichen Verhältnissen. Eine
Verringerung erscheint gegenüber der Erhöhung der übrigen Gehälter und der Höhe der
Besoldungen und Emolumente anderer Provinzilllbeamten, wie der Direktoren der Irrenanstalten,
nicht angezeigt.

Zu ^. 4. Maschineningenieur. Für den Maschineningenieur der Eentralstelle erscheint
eine Erhöhung des Anfangsgchalts auf 3300 Mark und des Höchstgehalts auf 6000 Mark sowie
des Stcigcslltzcsauf 250 Mark geboten, um für diesen wichtigen Posten eine geeignete Kraft zu
gewinnen und zu erhalten. Bei Neubesetzungder Stelle wird bei dem gesteigertenUmfange der
Geschäfte eine akademisch gebildeteund geprüfte Kraft erforderlich sein.

35
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Zu H,. 6—8. Büreaudirektor, Lcmdessekretäre, Sekretäre, und die ihnen
gleichgestellten Beamten, Bureau- und Kassenassistenten.

In den Dienstverhältnissender Bureau- und Kassenbeamteuwerden eingreifendeAende¬
rungen vorgeschlagen. Bisher beziehen

u.) der Landessekretärund eine Anzahl der unter Nr. 7 aufgeführtenBeamten, meist in
Einzelstellen,3600—4500 Mark;

d) die Gehaltsklasseder Sekretäre (Nr. 8a) 2200—3850 Mark;
o) die Assistenten (Nr. 8d) 1500—2700 Mark.
Der Landessekretär erhält eine Zulage für die Funktionen des Büreandircktors. Es

erscheint zweckmäßig, bei der jetzigen Neuregelung der Bccuntcngehältcr,diese Zulage fortfallen zu
lassen und das Gehalt entsprechendder Bedeutung der Stellung und den Sätzen anderer Pro¬
vinzen fcstznsctzcn.An den Inhaber der Stelle müssen hohe Anforderungenin Bezng ans Tüchtig¬
keit und Zuverlässigkeitgemacht werden. Die Stellung erfordert eine genaue und fortlaufende
Kenntniß aller Vorgänge (Gesetzgebung, Praxis) auf vielen Gebieten der communalen Provinzial-
und der allgemeinenStaatsverwaltung und gewinnt auch an Bedeutung durch die damit verbun¬
denen Aufgaben für den Provinziallandtag, den Provinzicilausschußnnd die Kommissionen.

Die bisher für die Gehaltsklassc der Assistentenund Sekretäre bestehende Scheidung ist
im Staate aufgehobenworden. Es tonnte dies mit Rücksichtdarauf unbedenklich geschehen, weil
der Staat in den Lokalverwaltungsämterneine größere Zahl von minder gnt dutirten Stellen zur
Hand hat, in welchen er weniger befähigte und brauchbare Büreaubeamte nach ihren Leistungen
verwenden uud bezahlen kann. Eine gleiche Gelegenheit zur Verwendung von ungeeigneteren
Kräften in entsprechend dotirten Stellen steht der Provinzial-Ecntralverwaltnng nicht oder doch in
erheblich geringeremMaße znr Verfügung. Es muß daher Vorsorge getroffen werden, daß in
den Stellen der Bürcaubcamten in dieser Verwaltung selbst sich eine Klassifikation findet, die es
ermöglicht, Beamte, welche sich für den Bürcaudicnst minder eignen, in Stellen mit einer ihren
Leistungenentsprechenden Vesoldnng zn verwenden. Zn diesem Zwecke sollen wie in den größeren
städtischen Verwaltungen der Provinz und in mehreren Provinzialuerwaltungeu der Monarchie die
Stellen der Bureau- «. Assistentenneben denjenigen der Sekretäre beibehalten werden. In den
Bureau- lc. Assistcnteustellen sollen die Anwärter alsbald nach zurückgelegter Prüfung angestellt,
für die Beförderung in die Sekretärstellen aber eine weitere Prüfung mit höheren Anforderungen
an die Prüflinge vorgeschriebenund nur diejenigen Assistenten in die Sekretärstellen befördert
werden, welche die zweite Prüfung ausreichendbestehen und sich eine ausreichendeGewandtheit im
Vüreaudiensteerworben haben. Diejenigen Beamten, welche diese Eigenschaft nicht besitzen, verbleiben
in den Stellen der Bureau- :c. Assistenten und werden mit mehr mechanischenArbeiten (Journal-,
Listen- «. Führung) beschäftigt.

Es wird ferner vorgeschlagen,die Sekretäre in 2 Klassen zu theilen. Wie schon die
Aufzählung der Beamtenstcllen zu ^. 6—8 des Planes ergiebt, müssen im Provinzicildienst an
die Leistungsfähigkeit der einzelnenBeamten in den verschiedenen Zweigen des Vürcaudienstes sehr
verschiedeneAnforderungengemacht werden. Die einzelnenBeamten entwickeln sich im Lcmfc der
Zeit in ihrer dienstlichen Thätigkeit sehr verschieden. Während ein Theil der Sekretäre fortschreitet
und sich zu einer gewissen selbstständigen Thätigkeit entwickelt und die ihnen übertragenen
Dienstgeschäste mit großem Interesse ausführt uud deshalb sich für eine verantwortungsvollere
Thätigkeit eignet, lassen andere Beamten dieses Interesse vermissen und können theils in Folge
mangelnderBefähigung und theils in Folge von Gleichgültigkeit nur zu mehr mechanischerBureau-
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thätigkeit verwendet werden. Es würde nicht zu rechtfertigensein, beide Klassen dieser Bürcau-
beamten in der Besoldung gleich zu behandeln. Um Letzteres vermeidenzu können, wird vorge¬
schlagen, zwei Klassen der Sekretäre — Lcmdessekretäreund Sekretäre — zu bilden. Die Landes-
sckretäre sollen nach Maßgabe der Leistungen aus den älteren und erprobten Sekretären aus»
gewählt weiden und in die Gehaltsklasse zu ^. 7 einrücken. Für die Bürcaubeamten, die in
vcrhältnißmäßig jungen Jahren Sekrctärstcllenerlangen, kann es nur von günstigerWirkung sein,
wenn sie noch ein weiteres Ziel im Auge haben, welches sie nur bei tüchtigen Leistungenerreichen.

Das System hat sich bereits in manchen Städten bewährt uud wird in mehreren
Provinzen durchgeführt.

In der Staatsverwaltung findet sich, wenn auch nicht der Form, so doch der Sache nach,
ein ähnliches Verhältniß. Dort ist nach der Vereinigung der „Sekretär"- mit den bisherigen
„Assistenten"-Stellennicht etwa nun für alle Bürcaubeamten eine einheitliche Besoldung eingeführt,
vielmehr sind auch dort je nach der Bedeutung der Stellen, wie schon vorher angegeben,die Gehälter
verschieden geordnet und die Möglichkeit gegeben, daß vorwärts stiebendeBüreaubeamtc in höhere
Gehaltsstufen aufrücken, in der Entwickelungzurückbleibende Beamten aber in minder gut dotirten
Stellen verbleiben.

Nach der vorliegendenZusammenstellungüber die Besoldungsaufbesserungin der Staats¬
verwaltung können von den vorhandenen etwas über 19 000 Bürcaubeamten bei den staatlichen
Provinzialbchörden nur etwa 5600 Höchst-GclMer von mehr als 4000 Mark erreichen, also rund
29«/«, während die übrigen 71"/» höchstens 3800 Mark erreichen. Wenn nur der dritte Theil der
Sekretäre der Centralverwaltung zu Landessckretärenbefördert wird, so stehen die Bürcaubeamten
der Provinzialvcrwllltung immerhin noch besser, als diejenigender Staatsvcrwaltnng.

Für die Bemessung des Gehalts der Landessekretäre kommt die Gehaltsklasseder Regicrungs-
sckretäre sowie der Ober-Sekretäre der größeren Städte in Betracht.

Die vorgeschlagene Erhöhung der Stcigesätzeerscheint mit Rücksicht auf die 3X400 und
sodann 4X300 Mark alle 3 Jahre betragenden Dienstnlterszulagendes Staates geboten, um die
diesseitigenBürcaubeamten nicht hinter den staatlichenBeamten zurücktreten zu lassen.

Zu ^. 9 (Kanzlisten.) Es ist das bisherige Gehalt, welches erst vom letzten Provinzial-
Icmdtagegeregelt worden ist, beibehalten und um eine geringfügigeVerbesserungdes Stcigesntzes
vorgeschlagen. Das Mindestgehalt der Kcmzlistenbedarf keiner Erhöhung, weil sie früher zur
Anstellung gelangen, als im Staatsdienste.

Zu ^.. 10—11. (Botenmeister, Buten.) Ein Vergleich mit den analogen Stellen in
den übrigen Verwaltungen ergiebt die Nothwendigkeit einer Erhöhung dcs Höchstgehaltsund dcr^
Steigesätze.

Zu L. Anstaltsbeamte.
Zu L. 1. 4. 11. 21. 22.25. 27. 29. 30. 31. 32. 33—37. (Direktoren, Oberärzte,

III. Aerzte, das Ober- und Stations-Pflcgcpersonal, Oberköchinnen uud Köchinnen
sowie Obcrwäschcrinnen in den Proviuzial-Irrenanstalten, das Ovcraufsichts-,
Aufsichts- und Werkmeisterpersonal:c. in den Anstalten) sind die bezüglichen Gehälter
von dem letzten Provinziallandtag festgestellt worden und werden Aenderungen in dieser Hinsicht
nicht vorgeschlagen.

Zu L. 2. (Direktor der Provinzial-Hebammen-Lehraustalt) liegt ein Bedürfniß
zur Aenderung nicht vor, weil der Direktor aus seiner ärztlichen Thätigkeit andcrwcitc Ein¬
nahmen bezieht,

35*
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Zu L. 3. (Direktor der Provinzial-Arbeitsanstalt.) Die Erhöhung des Gehaltes
sowie der Steigesätze des Direktors der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler rechtfertigt sich
durch die Festsetzung der Gehaltssätzeder Direktoren an den staatlichenStrafanstalten.

Zu L. 5. (Direktoren der Provinzialmuseen.) Die Gehälter,welcheden bisherigen
Festsetzungen entsprechen, erscheinen ausreichend.

Zu L. 6. (Direktoren der Provinzial-Vlinden- und Taubstummenanstalten.)
Die vorgeschlageneErhöhung des Höchstgehaltesum 300 Mark ist zur Gleichstellung mit den
bezüglichen Gehältern in den übrigen Provinzen erforderlich.

Zu L. ?. (Anstaltsgeistliche im Hauptamte.) Die vorgeschlageneErhöhung und
das schnellere Aufrückenentsprichtden Sätzen im Staate, welche nicht einmal voll erreicht werden.

Zu L. 8. (Direktor der Provinzial-Weinbauschule.) Die bisherigenFestsetzungen
erscheinen ausreichend.

Zu L. 9. (Vorsteher des Landarmenhauses.) Das vorgeschlagene Gehalt entspricht
dein Gehalte der Direktoren an den ähnlichen staatlichenAnstalten.

Zu L. 10. (II. Aerzte der Provinzial-Irrenanstalten.) Die bisherigen Fest¬
setzungengenügen mit Rücksicht darauf, daß die Stellen der Oberärzte neu geschaffen und die Be¬
züge der betreffenden Beamten im letzten Provinziallandtag festgesetzt worden sind.

Zu L. 12. (Arzt der Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler) wird nur eine
geringfügigeAenderung im Steigesatze vorgeschlagen.

Zu L. 13. (Arbeitsinspektor der Provinzial-Arbeitsanstalt) Das Höchstgehalt
dieses Beamten ist auf 4000 Mark erhöht nnd entsprechend der Steigesatz verbessert worden, wie
es den dienstlichen Anforderungen entspricht.

Zu L. 14. (Verwalter und Nendanten in den Anstalten.) Das Höchstgehalt
dieser Klassenvon Beamten ist demjenigen der Sekretäre der Hauptverwaltung gleichgestellt worden.

Zu L. 15. (Lehrer an den Provinzial-Vlinden- und Taubstummenanstalten.)
Die im Jahre 189? erfolgte Erhöhung der Besoldungen der Direktoren und Lehrer an den
Taustummenanstalten (40. Rheinischer Provinziallandtag. Verh. S. 101 ff.) konnte nur als
vorläufige Regelung betrachtet werden. Bei der damaligen Erhöhung wurde fchon auf die Noth¬
wendigkeit einer weiterenSteigerung der Gehälter, insbesondere wegen der Rückwirkungen des Lehrer¬
besoldungsgesetzes und wegen der bevorstehenden Erhöhung der Staatsbeamtengchälter hingewiesen.

Die Beamten diefer Anstalten erstreben die Gleichstellung mit den Direktoren und Lehrern
der Königlichen Seminare und der Königlichen Taubstummenanstaltzu Berlin (Gehälter vergl. Plan).

Die völlige Gleichstellung dieser Beamten mit den bezeichneten staatlichenBeamten erscheint
indessen,wie auch auf der Landesdirektorcn-Konferenzzu Berlin allseitig anerkannt wurde, nicht
gerechtfertigt. Die Seminare sind Lehrerbildungsanstalten,und stellen an die dort unterrichtenden
Lehrer viel weitergehendeAnsprüche hinsichtlich Ausbildung und Leistungen, wie dies bei den
Blinden- und Taubstummenanstalten der Provinzen der Fall ist. Die Königliche Taubstummen¬
anstalt in Berlin dient zugleich der Ausbildung von Taubstummenlehrern, und finden deshalb nur
besondersbegabte Kräfte als Lehrer dort Verwendung.

Die auf der Berliner Konferenz für die Gehälter gemachten Vorfchläge bewegten sich für Direk¬
toren zwischen3300 und 3900 Mark im Mindestgehaltund zwischen4500 und 5400 Mark im Höchst¬
gehalt, für die Lehrer zwifchen 1500 und 1800 Mark im Mindestgehaltnnd zwischen 3000 und 3600
Mark im Höchstgehalt. In den meisten Provinzeil ist als Gehalt der Taubstuinmenlehrer1800—3500
Mark festgesetzt worden. Diese letzteren Sätze sind für die Nheinvrovinzebenfalls beibehaltenworden
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mit der geringen Abweichung, daß hicrsclbst das Höchstgehaltetwas eher erreicht wird, wie in der
Mehrzahl der übrigen Provinzen, auch ist in Westfalen der Wohnungsgeldzuschußetwas geringer.

Das vorgeschlagene Gehalt erscheint bei dem aufreibendenBerufe der Taubstummenlehrcr
angezeigtund zur Erhaltung eines guten Lchrpersonals für die Rheinischen Anstalten erforderlich.

Größere Städte geben den Lehrern für Schulen schwachbcgabterKinder besondere Zulagen.
Schon dies zeigt die Nothwendigkeiteiner Berücksichtigung des schweren Berufs der Taubstummen¬
lehrcr, die zudem durch eine besondere Prüfung qualifiziert sein müssen.

Zum Vergleiche sei noch bemerkt, daß die technischenLehrer und Elementarlchrcr bei den
höheren Lehranstalten in den Provinzen 1500—3000 Mark, in Berlin 1800—3600 Mark beziehen.

Zu L. 16a und d. Der Materialienverwalter und der I. Sekretär der Pro-
vinzial-Arbeitsanstalt bilden mit den Bauamtssekretärcneine Gehaltsklasse. Die Vorbildung
entspricht im Allgemeinen derjenigen der Anwärter für den Bürccmdienst der Centralstelle. Es
erscheinthiernach angemessen,diese Beamten ähnlich wie die Büreaubecuntender Centralstellezu
besolden, wobei aber hinsichtlich der Festsetzungdes Mindest- und Höchstgehaltes sowie des
Steigesatzes zu berücksichtigen ist, daß die Anstellung in den hier in Rede stehenden Stellen
frühzeitiger,wie bei der Ccntralstrellc, erfolgt und bei besonders tüchtigen Beamten dieser Klasse die
spätere Versetzung zur Centralstelleund damit die Beförderung zum Lcmdcsfekretär in Aussicht steht.

Zu L 16c:. Für den II. Sekretär und den Assistent im Arbeitsbetrieb an der¬
selben Anstalt konnte den gestellten geringeren dienstlichen Anforderungenentsprechendein geringeres
Gehalt vorgesehen werden.

Zu L. 17. Die Gehälter der.Fachlehrer und Obergärtner an der Provinzial-
Weinbauschule siud nach den Bezügen der entsprechenden Bcamtenklassenneu eingestellt worden.

Zu L. 18. (Lehrer an der Arbeitsanfall.) Die AnstcllungsverlMnisscsind den¬
jenigen der Lehrer an den staatlichenAnstalten gleich.

Zu V. 19a und d. Es wird vorgeschlagen, das Höchstgehaltder Lehrerinnen an
den Taubstummen- und Blindenanstalten um 500 Mark bezw. 400 Mark und entsprechend
den Steigesatz von 60 Mark auf 100 Mark zu erhöhen. Diese Erhöhung erscheintmit Rücksicht
auf die Gehälter der Volksschullehrerinncnin den Städten geboten.

Zu L. 20. (Lehrerin an der Prouinzial-Arbeitsanstalt.) Das Höchstgehaltist
mit Rücksicht auf die Besoldung der Lehrerinnen an den staatlichen Strafanstalten um 300 Mark
und der Steigesatz auf 75 Mark erhöht.

Zu L. 22. Für den Oberaufseher an der Provinzial-Arbeitsanstalt ist der
Steigesatz von 75 Mark auf 100 Mark erhöht worden, weil die Stelle in der Regel mit einen:
älteren Aufseher besetzt wird.

Zu L. 23. Das Höchstgehalt des Hausvaters an der Provinzial-Arbeitsanstalt
ist um 75 Mark erhöht behufs Gleichstellungmit den bezüglichenstaatlichenBeamten und der
Steigesatz aus dem unter L. 22 angegebenenGrunde etwas aufgebessert.

Zu L. 24. Die Gehälter der Maschinisten müssen im Hinblicke auf die Schwierigkeit,
tüchtige Kräfte für diese nicht unwichtigeThätigkeit zu gewinnen, in etwa erhöht werden.

Zu L. 26. (Oberhebamme und Wirthschafterin an der Provinzial-Heb-
llmmenlehranstalt.) Auch hier hat mit Rücksicht auf die zu stellenden dienstlichen Anforderungen
eine Erhöhung des Höchstgehaltsum 100 Mark vorgeschlagen werden müssen.

Zu L. 28. (Gärtner und Hofmeister an den Provinzial-Irrenanstalten.) Es
gilt hier das bei der vorhergehendenPosition (L 26) Gesagte.
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Zu 0. Beamte der Straßenverwaltung.
Zu 0. 1. Das Höchstgehaltund die Steigcrungssätzc der Gehälter der Landcsbau-

iuspcktorcn mußten mit Rücksichtauf die erheblich günstiger gewordene«staatlichenBesoldungen
und Alterszulagen von 6000 Mark auf 6600 Mark beziehungsweisevon 250 auf 300 Mark
erhöht werden.

Zu <ü. 2. (Landesbauamtssekretäre.) Bei der als nothwendig erkannten erheblichen
Aufbesserung der Bezüge der Büreaubcamten, wie bereits ausgeführt worden, erscheint eine erneute
Erhöhung des Gehalts der Bauamtssekrctäre erforderlich, um tüchtigeKräfte für diese Stellen zu
gewinnen. Die Vorbildung dieser Beamten eutspricht im Allgemeinenderjenigen der Beamten des
Büreaudicnstcs der Centralstellc und war deshalb das Gehalt nach der früheren Gehaltsklasse
der Vüreaullssistcntenbemessen. Diese Ausbildung hat sich indessen in der Praxis nicht als
ausreichenderwiesen, sondern es muß als erforderlich bezeichnet werden, daß die Bauamtssekretäre
auch eine technischeVorbildung — Besuch einer Vcmgcwerkschule— erhalten, Diese weitergehenden
Anforderungenerheischen höhere Besoldungen,wie solche in der Provinz Westfalen gewährt werden.
Es wird deshalb vorgeschlagen, das Anfangs- und Höchstgehalt um 300 bezw. 900 Mark zu
erhöhen und für die Folge nur solche Bewerber zuzulassen, welche die oben bezeichnete technische
Ausbildung nachweisen. Die vorgeschlagenen Gehaltssätze dürften zur Gewinnung und Erhaltung
geeigneter Kräfte genügen, da für besonders tüchtige Bauamtssekretäredie Aussichtauf Beförderung
zu technischenLandessekretärcnoder Obersekretärenoffen bleibt.

Zu d 3. (Straßenmeister,) Für eine gute und billige Unterhaltung der Straßen ist
vor Allem die Thätigkeit der Straßenmeister von Belang. Dieselben haben die örtliche Aufsicht
über die ihnen anvertrauten Stmßenstreckcn(40 bis 50 Km) zu führen, die Thätigkeit der Wärter
und Arbeiter zu controliren und dem Bauinspektor in allen seinen Anfgaben, insbesondere auch
auf dem Gebiete des Gemeindewcgcbaues,zur Hand zu gehen und ihn zu unterstützen. Für die
erfolgreicheAusübung dieser Thätigkeit genügt die bisherige Vorbildung der Straßcn-Nufsichts-
bcamten, welche unter der staatlichen Verwaltung in der Regel nur einen Belauf von 20 Km hatten,
nicht mehr, sondern es ist hierzu eine besondere technische Vorbildung, der Besuch einer Baugewerk-
schulc oder einer Fachschule für niedere Wiesen- und Straßenbantechnikcrerforderlich. Um Beamte
mit einer solchen Vorbildung für den Stiaßcnmeistcrdienst zu gewinnen und zu erhalten, mußte
das Anfangs- wie Höchstgehalt nicht unerheblicherhöht weiden.

Die den Straßenmeistern nach den sehr verschiedenen örtlichen Verhältnissen gewährte
Micthsentschädigungbeträgt zur Zeit 120—450 Mark, während der tarifmäßige Wohnungsgeld-
zuschnß 180—432 Mark betragen würde. Pensionsfähig ist auch jetzt schon, wie bei den Staats¬
beamten der Klasse, der Durchschnittdes Wohnungsgcldzuschusses mit 29? Mark 60 Pf.

Zu O. 4. (Straßcnaufseher.) Die Stellen der Straßencmfschergehen ein. Eine allge¬
meine Erhöhung des Gehalts der Stmßenaufseher wird nicht vorgeschlagen. Die Leistungen sind sehr
verschieden. Tüchtige Leistuugen können wie bisher durch Zulagen in den Etats berücksichtigtwerden.

5. Anträge.
Der Provinzilllausschußbeehrt sich zu beantragen:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
I. Der vom 36. Rheinischen Provinziallandtage in der Sitzung vom 12. Dezember 1890

für die Provinzialbeamten der Rheinprovinz erlassene Besoldungsplan wird durch den
anliegenden neuen Besoldungsplan, welcher vom 1. April 1899 ab in K^raft tritt, ersetzt.
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II. Die zur Zeit angestellten Beamten erhalten zu dem von ihnen bis jetzt bezogenen
Gehalte am 1. April 1899 eine Gehaltsaufbesserung in Höhe des in beiliegendem
Besoldungsplane für die betreffendenDienststellenvorgesehenen Steigescches,Erreichen
diese Beamten mit diesem Steigesatze das in dem neuen Besoldungsplan für die
betreffende Dienststelle ausgeworfene Anfangsgehaltnicht, so wird ihnen vom 1. April 1899
ab das Anfangsgehalt der Dienstellc gewährt.

Beamte, welche am 1. April 1899 eine fünfjährige Dienstzeit in der jetzigen
oder einer gleichwerthigen Stelle im Provinzialdienste zurückgelegt haben, rücken, falls
der angefügte Besoldungsplcm gegen den zur Zeit geltenden eine Verbesserung in den
Gehalts- oder Steigesätzen enthält, um den doppelten Betrag des Anfangssteigesatzes
der Dienststelle,in welcher sie sich befinden,auf.

III. Zulagen werden außerhalb des Besoldungsplanes an einzelne Beamte für die Folge
nicht mehr bewilligt. Die Giureihung derjenigenBeamten, welche bisher im Genusse
von Zulagen sich befinden, unter Berücksichtigung dieser Zulagen in den Besoldnngs-
plan wird dem Provinzialausschusseüberlassen. Derselbe ist auch ermächtigt,bei dem
Aufrücken mit dem doppelten Stcigesntze nach II,, Absatz 2, in einzelnenFällen nach
Maßgabe der Billigkeit einen Ausgleicheintrete« zu lassen.

Endlich wolle der Provinziallandtag
IV, die in der Anlage beigefügten neuen Bestimmungenüber die Besoldung der Provinzial- A,,^,,

bcamten der Rheinprouinz genehmigen und dabei bestimmen, daß die von dein
Provinziallandtage bereits genehmigtenReglements über die dienstlichenVerhältnisse
der Piovinzialbcamten, die Tagegelder und Reisekostender Prouinzialbeamtcn, die
Umzugskostenvergütungcn,die Pensionimng der Piovinzialbcamten und die Fürsorge
für die Wittwen und Waisen dieser Beamten mit den von dem gegenwärtigenLand¬
tage genehmigten Abänderungen ein uutheilbarcs Ganzes bilden, so daß der neue
Bcsoldungsplan und das Reglement über die Wittwen- und Waiscnfürsorgcnur mit
den übrigen Aenderungender Reglementsüber die dienstlichen Verhältnisse,insbesondere
auch über die Tagegelder und Reisekosten zur Anwendung gelangen können."

Düsseldorf, den 6. Juli 1898.

Der Provinzialllusschuß:
Ianßen, Dr. Klein,
Vorsitzender. Landeshauptmann.
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Zusammen
der Gehaltssätzeder Beamten des Provinzialvervaudesder Rheinprovinz und der gleichenoder annäherndglci

g
Anlage ^,.

Nheinprovinz.

Bezeichnung

der

Stellen,

Zetztger

Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohnnngs.
geldzuschuß,
Miethsent-

schädigung:c.

Zukünftiger

Gehaltssatz

Dienst-
wohnnng,

Wohnungs-
geldznschuß,
Miethscnt-

schädigunglc.

Bezeichnung
der

Stellen.

Gehaltssatz

Wcchn»»^'

ge!°'

zuschuß '^

»eltnn
^n Beamtender PreußischenStaatsverwaltung,der ProviuzWestfalen «nd der Städte Düsseldorfnnd Köln.

Provinz Westfalen.

'Zeichnung
der

Stellen.

Zukünftiger

Gehaltssatz

Woh-

nungs-

gcld :c.

Stadt Düsseldorf.

Bezeichnung
der

Stellen.

Gehaltssatz

(1897)

Woh-

nungs.

geld :c.

Stadt Köln.

Bezeichnung

der

Stellen,

Gehaltssatz

(1697)

Wol,,

nuugs.

geld ?c.

^Laudcsräthc
Vauräthe

Direktor der Prouinzial
Feuer-Societät und der
Landesbauk

^. Beamte der Provinzial-Kauptverwaltung,der ProvinzialLeuerSocietät. der Kandeslmnll.'" ''wnliditäts- und Altersuersicherungsanstaltund der landwitthschafMchenZerufsgenossenschast

und Landes.

Stellvertreter des Direktors
der Provinzial FeuerSo-
zictät, Landesbankräthe

Landes- Ober. Bauinspcktorcn

Maschineningenieur

9000-1100«
Steigerung alle

2 Jahre um
500 M., Höchst¬

gehalt in 8
Jahren.

5000—10 00«
^Steigerung alle

2 Jahre mu
,500 W., Höchst¬

gehalt in 20
Jahren.

(Der ständige
Stellvertreter
des Landes-
hllUptMllNNs

erhält 1U00 M.
Funttions-

zulage.)

5«««-8000
Steigerung um

^500 M., Höchst¬
gehalt nach 20

Jahren.

5000—800«
Steigerung

nach je 2 Jahren
500 M,, Höchst-
gehalt nach 12

Jahren.

3W0-450N
Stcigernng alle

2 Jahre um
150 M,, Höchst¬
gehalt „ach 20

Jahren.

Freie Woh.
uuug, Vrand

und Licht.

Wohnungs-
geldzuschus!.

dcsgl.

Wohnungs-
gcldzuschuß.

Wohnungs¬
geldzuschuß,

9«00—11 «0«
wie bisher.

5«00—1« «««
Steigcruiigalle
2 Jahre um
500 M., Höchst,
gehalt uoch20

Jahren.
(Der ständige
Stellvertreter
des Landes¬
hauptmanns

erhält 1000 W
Funktions.

Mlage,)

5««0-8000
wie bisher.

3300-««««
Steigerung alle

2 Jahre um
250 W,, Höchst¬
gehalt nach 22

Jahren,

Wie bisher.

Wie bisher,
(«60 W.)

Wie bisher.
(«60 M.)

Wie bisher,
(660 M.)

Ncgicrungs-undNan.
rathe

Prouinzial- Schul¬
räthe

42««-720«
Steigerung alle

3 Jahre um
600 W., Höchst-
gehalt nach 15

Jahren.

5700-7500
Steigerung alle

3 Jahre um
600 M., Höchst-

gehalt nach 9
Jahren.

gel°z>"'<""°

vcsss>'

^sräthe und
r^ - Nau-
'"°. Ober-
^">p°kt°ien^i
^Pwvinzial-
""«.Societät

5460-9660
Steigerung

nach je 3 Jah¬
re» um 600 M.,

Höchstgehalt
nach 21 Jah¬

ren. (Dem
Stellvertreter
des Landes-
hlluvtmanns
900 M. ven-
sionsbcrcch-

tigte Zulage.)

Nein. Beigeordnete 6000-9000
(der erste Bei
geordnete er¬

hält außerdem
eine persönliche

Zulage von
1000 M,)

Nein. Beigeordnete 6000-850«
bei den» ersten
Beigeordneten
bis 10000 M.,

steigend alle
3 Jahre um

500 M.

Nein.

Nc-

mertungc n.

(Leite »2 Nr, 7 und
Seite 2« N«. 12.)

Diese Kategorie lc.
steht in der Pro¬
vinz Westfalen,
deren Straßennetz
nur 2476 lim gegen
6494 Km in der
iüheinprovinz um¬
faßt, nicht.

36
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Rheinpiovinz.

Bezeichnung
der

Stellen,

Jetziger

Gehaltssatz

Lnndeoassessoreu

Viireaudirettor

3600—4800

^Steigerung alle
2 Jahre um

200 M,, Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren,

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Miethsent-

schadigung:c,

Wohnungs-
geldzuschuß.

Zukünftiger

Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Miethscnt-

schädigungic,

Landcssetrctäre — Venual-
tungs- und technische—,
Rechnnngsreuisor, Ober,
bnchh alter, Provinzial-
landinesser, Rendant der
Prouinzial-Feuer-Societcit,
Re!!danten(Kassirer),Kas-
seutoutrolleur u, Vor¬
steher des Hypotheken-
Bureaus derLandesbaut,
Obersekretäre, Kassen-
lontrolleur, die Inspektoren
und der Feuerlöschrcvisor
der Provinzial-Feuer-So
cietat

3600-4500
Steigerung alle
2 Jahre um

150 M,, Höchst,
geholt nach 12

Jahren,

Wohnungs¬
geldzuschuß,

3600-4800
wie bisher.

4500—54««
Steigerung alle

2 Jahre um
200 M,, Höchst¬
gehalt'nach IN

Jahren,

3200-4800
Steigerung alle

2 Jahre um
200 M,, Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

Wie bisher,
(660 M,)

Wohnungs-
gcldzuschuß,
(432 M,)

Wie bisher,
(432 W,)

Preußischer Staat.

Bezeichnung
der

Stellen.

Gehaltssatz

Vüreauvorsteher für
das Rechuungswc-
sen bei den Provin-
zial-Steucrdirektio-
neu und Rechnungs¬
revisoren bei den
Oberlandesgerichten

Hllupttasscurendllntcn
bei der Eisenbahn

Provinzial
meister

Rcnt-

4200-5400
Steigerung alle

3 Jahre um
400 M,, Höchst¬
gehalt nach 9

Jahren,

48««-54«0
Steigerung alle

3 Jahre um
300 M., Höchst¬

gehalt nach 6
Jahren,

4200-540«
Steigerung alle

3 Jahre um
400 M,, Höchst¬

gehalt nach 9
Jahren.

Kassircr bei den In- 3000-4200
stiz-HaupttllssenundSteigerung alle
Regierungs-Haupt¬
tassen

Katastertllntrolleure,
Klltastersekretäre

3 Jahre um
300 M., Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

2400—4500
Steigerung alle

3 Jahre um
400 M. bezw.

300 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

WohwlUü'

geld¬
zuschuß "'

Wohmu'^
geldz"'"

W°h»u"s'!
geldzusch"°
(43!,2 V >

des

desgl^

desg<^

Anlagen zu den Sitzungsprotokolleu.Nr. 15. 283

Provinz Westfalen.

^°'chnung
der

«teile,,.

Zukünftiger

Gehaltssatz

^'"Mlcmd-
"'esser

Woh¬

nungs-

geld :c.

Stadt Düsseldorf.

Bezeichnung
der

Stellen,

^°°"zi»l-
^""-Societät

3000-500«
Steigerung

alle 2 Jahre
um 200 M,,
Höchstgehalt

nnchWIllhrcn.

3«««-5««0
Steigerung

alle 2 Jahre
um 200 M,,
Höchstgehalt

nach20Illhren

Nein.

Nein,

Stadtsetrctcir

Gehaltssatz

(1897)

Woh-

nuugs-

geld :c.

SctrctärcI,KlllsIe,
Rendant der
Leihhaustasse,
Kontrollcuredcr
Stadt- u, Spar¬
kasse, Vorsteher
dcsEinziehuugs-
amtes

RendantderSpar-
tasse und Rech
nungsrevifor

4500—<i««0
Steigerung

alle 3 Jahre
um 300 M,,
Höchstgehalt

nach15Illhrcn,

2750-450«
Steigerung

nach je 2 bezw,
3 Iahreu

um 250 M,,
Höchstgehalt

nllch19Iahren

4500-6000
Steigerung

alle 3 Jahre
um 300 M,,
Höchstgehalt

NllchlöIllhren,

Nein,

Nein,

Nein,

Stadt Köln.

Bezeichnung

der

Stellen.

Nürenndireltor

Gehaltssatz

(1897)

Woh¬

nungs-

geld :c.

Obcrstadtsclrctäre

RcudautdcrSpar-
lasse

Rcudaut des Ein-
zichungsamtcs

Obergcomctcr

ErsteKassirer und
Kontrolleureder
Stadt- u, Spllv
lasse

Stadtsetretare

Geometer

4800-8300
Steigerung

alle 3 Jahre
um 300 M,,
Höchstgehalt

nach15Illhrcn,

3200-530«
Tteigcruug

alle 3 Jahre
2Xum400M,,
2X „ 300 „
!2X „ 200 „

Höchstgehalt
nach18Iahren,
4800-6300
alle 3 Jahre

5Xum300M,
3200-5300
(Wie oben),

3700-5800
Steigerung

, alle 3 Jahre
3Xum400M,,
!3X » 300 „

Höchstgehalt
nach18Iahren,
2700-4800
Steigerung

alle 3 Jahre
2XUM400M,,
3X « 300 „
2X „ 200 ..
Höchstgehalt

nach21Iahrcn.
2700-4800

(wie vor),
2200-4000
Steigerung

alle 3 Jahre
4Xum30NM,
3X ,, 200 „

Höchstgehalt
nach2lIahren

Nein,

Neiu,

Nein,

Neiu,

Nein,

Nein,

Nein,

Nein,

Be¬

merkungen,

In der Provinz
Brandenburg er»
hallen dieLandeö-
assesI°ren3U0Ubi«
54UUW, mit Stei¬
gerung,«» von 5U0
M, bez», einmal
400 M. alle 5
Jahre.

(Seite 22 Nr. 3?
und Seite 5ä Nr,
3?,)

(Seite 52 Nr, 3« u.
37, Seite 66 Nr.
5?«.,)

(Seite 62 Nr. ««.)

36*
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Nheinprovinz,

Bezeichnung
der

Stellen,

Jetziger

Gehaltssatz

») Verwaltungs- und tech¬
nische Sekretäre, geprüfte
und uercidete Feldmesser,
Kanzlcivorsteher bei der
Lentralucrwllltung und der
Invaliditäts- und Alters-
»ersicherungsanstalt und
Rendant daselbst, Buch¬
halter bei der Centralver.
wllltmig, der Prouinzial-
Feuer-Sozietät und der
Landesbant

1>) Buren».
Assistenten

nud Kassen-

2200-3850
Steigerung alle

2 Jahre um
150 M., Höchst¬
gehalt nach 22

Jahren.

Kauzlisten

Botenmeister(Hausmeisterim
Standehause)

1500-2400
Steigerung alle

2 Jahre um
100 M,, Höchst.
gehalt nach 18

Jahren,

1500-2400
Steigerung alle

2 Jahre um
100 M,, Höchst,
geholt nach 18

Jahren,

1500-2000
Steigerung alle

2 Jahre um
75 M,, Höchst¬
gehalt nach 14

Jahren,

Dienst-
wohnnng,

Wohnnngs-
geldzuschuh,
Miethsent-

schädiguug?c.

Zullünstiger

Gehaltssatz

^

Wohnungs.
geldzuschuß,

Wohnungs-
gcldzuschuß.

Wohnungs-
geldzuschuß.

Freie Woh¬
nung, Brand

und Licht,

2000-3850
Steigerung alle

2 Jahre,
2X um 250 M,,
6X „ 200 „
IX „ 150 „

Höchstgehalt
nach 18 Jahren,

1500—2700
Steigerung alle

2 Jahre um
150 W,, Höchst»
gehalt nach 16

Jahren,

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs¬
geldzuschuß,
Miethsent¬

schädigung,c

1500-2400
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M,, Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

1500-2400
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M, Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

>

Wie seither
(482 M.)

Wie seither
(482 M,)

Wie seither
(432 M,)

Wie bisher.

Preußischer Staat,

Bezeichnung
der

Stellen.

Polizeisclretäre, Gc
richtsschreiberbciden
Landgerichten,Rech.
nungsrevisoren und
Rendanten bei den
Landgerichten

1500-3800
^Steigerung alle
3 Jahre nm 400
bczw. 300 M-,

Höchstgehalt
lnach 21 Jahren.

Nüreauassistentenbei
der Eisenbahnuer-
waltung, Gerichts-
schreibergehülfenbci
den Landgerichten,
Meldeamts - Nü¬
reauassistenten bei
den Polizei»crwal-
tungen

Kanzlisten

Gehaltssatz

1500-2?««
Steigerung alle

3 Jahre um
200 M,, Höchst'
gehalt nach 18

Jahren.

1650-2700
Steigerung alle

3 Jahre um
150 M, Höchst¬
gehalt nach 21

Jahren,

»'«''!, > !""»
-'^.

!,,!>« "'"zilll

.^°°"'zi»i-
geiler: Societät

' " der P^^

,-.^' Nentmei-
^°">«rund

^7°"« der

°43s ^

baut

^7«,Kasse.,

^nzlist,>'!,

^Westfalen. Stadt Düsseldorf. Stadt Köln.

Zukünftiger Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh- Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Be-

Gehaltssatz nungs- der (1897) nungs- der
(189?) nungs- merknngen.

geld zc. Stellen. gcld :c. Stellen. geld ic.
^ ^ ^

2800-4800 Nein, Sekretäre II. Kl., 2250-4000 Nein, Sekretäre, Kassen- 2200-4300 Nein, (Seite «0 Nr, ee.)

Steigerung Buchhalter der Steigerung buchhalter,Geo- Steigerung
alle 2 Jahre Stadtkasse,Spc- alle 3 Jahre meter, Kon¬ alle 3 Jahre
um 200 M, zialcrheber des um 250 M,, trollcure der 2Xum40UM,,
Höchstgehalt Einziehungsam Höchstgehalt Zahlstellen in 3Xum300M,,

u°ch20Iahie!!, tes, Kassirer der
Stadt- u, Spar¬
kasse, Kontrol¬
leur der Leih¬
hanskasse

Banassistcntcn

nachlÜIahren,

2600-4350
Steigeruug

alle 3 Jahre
um 250 M.,
Höchstgehalt

nach21Iahren.

Nein,

den Vororten 2XUM2U0M,
Höchstgehalt

nach21Iahien.

2300-3300 Nein, Bureau- u, Kassen- 1600—3000 Nein, Bürecuiassistenten1800-3000 Nein, (Seite »« Nr, ?« )

Steigerung assistcnteu Steigeruug I, Klaffe, Kassen- Steigerung (Seite »» Nr. ?«,)

°lle 2 Jahre alle 3 Jahre assistenten alle 3 Jahre

um 100 M, um 200 M, nm 250, 200,

Höchstgehalt Höchstgehalt resp, 150 M,,

!lach20Iahre,i, nach21Iahren,

Büreaualsistente»
II, Klasse

Höchstgehalt
nach18Iahrcn,
1600-2500
Steigerung

alle 3 Jahre
um 150 M,,
Höchstgehalt

nllch18Iahrcn,

Nein,

1800-2700 Nein, Kauzlisteu 1600-2500 Nein,

Steigerung Steigerung
»lle 2 Jahre alle 3 Jahre
um 90 M,, um 150 M,
Höchstgehalt Höchstgehalt

»ach21Iahren. nach18Iahren,

«Haus-uud Boten
meister

1600-2500 Wird Botenmeister 1900-3100 FürDienst^
Steigerung Dienst- Steigerung wohnnng

alle 2 Jahre wohuuug alle 3 Jahre 15°/», für
um 150 M,, gewährt, 2Xum250M,, Brand und
Höchstgehalt so wird 2Xum20NM, Licht 2°/»

nach12Iahren- das Gehalt 2Xum15NW., d,Nnfllngs-
gehalts
gekürzt.<

um 250 M,
gekürzt.

Höchstgehalt
nach18Iahren,

^
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11

Nheinprovinz.

Bezeichnung

der

Stellen,

Voten

Jetziger

Gehaltssatz

Dienst-
Wohnung,

Wohnungs-
geldzufchuh,
Miethscnt-

schädigung :c.

1000—1400
Steigerung

alle 2 Jahre
um 50 M.,
Höchstgehalt

nach 1t! Jahren,

Zukünftiger

Gehaltssatz

1 «Direktoren der Probinzial-
Irrenanstalten

Freie Dienst- 1000-1500 ^ Wie bisher.
Wohnung, Steigerung

Brand und alle 2 Jahre
Licht oder um 75 M,,

eine durch den Höchstgehalt
Etat festzn- nach14 Jahren,

setzende Ent-
schlldigung
(440 M.)

N. Keamtc der Promnzmlanstalten.

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs¬
geldzuschuß,
Wiethscnt-

schädigung:c

Preußischer Staat

Bezeichnung

der

Stellen.

Direktor der Provinzia!
HebammenLehraustalt

Direktor der Pruuinzial
Arbeitsanstalt

Oberärzte an den Provinzial
Irrenllüstakten

Direktoren der Provinziä!
innseen

5000—!»000
Steigernng aNe

2 Jahre um
500 M., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

3000—4800
Steigerung alle

2 Jahre um
300 M., Höchst¬

gehalt nach 8
Jahren,

3600-5400
Steigerung alle

2 Jahre um
200 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

4200-5400
Steigerung alle

2 Jahre um
200 M., Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.
3000—4800

Steigerung durch
besondere Fest¬

setzung.

Freie Woh^
nnng, Garten,
Brand, Licht
und Arznei.

Freie Wol,
nuug, Garten,
Brand, Licht
nnd Arznei.

Freie Woh¬
nung, Brand

und Licht.

Freie Woh¬
nung, Garten,
Brand, Licht
und Arznei.

Wohunngs-
gcldznschnsi.

5000-9000
wie bisher.

3000—4800
wie bisher.

3800-0000
Steigerung alle

2 Jahre um
«00 M., Höchst-
gehalt nach 16

Jahren.

4200-5400
wie bisher.

3000-4800
Steigerung alle

2 Jahre um
300 M., Höchst

gehalt nach 8
Jahren,

Zie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Kassendicncrund
Boten

Gehaltssatz

1000-1500
Steigerung

alle 3 Jahre
2 X um 100 M-,
5 X um 60 M-,

Höchstgehalt
nach 21 Jahren

Acrztlicher Direktor
der Charits

Direktoren bon Ge-
richtsgefänssnissen
und Strafanstalts-
direktorcn

Direktor des Mu¬
seums in Cassel

3000

3800-0000
alle 3 Jahre

Steigerung nm
500 M„

zuletzt 400 M.,
Höchstgehalt

nach 15 Jahren.

5000

Wohnung

geld

zuschuß"'

Dienst'
weh»«"!'

oder

W°h»»<
aM«M

^--H^in^Westfalen. Stadt Düsseldorf. Stadt Köln.

^'"chnung
der

stellen.

Zukünftiger Woh- Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Be¬

Gehaltssatz nungs- der (1897)
nungs- der (1897) nungs- merkungen,

gcld :c. Stellen. geld lc. Stellen. geld :c.

'^»^^^ ^ ^ ^ü

^?°N. Kanzlei-°>ener 1000-1500 Dienst Stadt-nndKassen-1200—1680 Wird Kassen-undStadt¬ 1300-2000 Wird
Dienst-

wohuuugSteigerung lvohnnng, dicncr Steigerung Dienst¬ diener Steigerung

alle 2 Jahre Licht uud alle 2 Jahre wohnung allc3Iahrenm gewährt,
um 50 M., Brand oder um 80 M., gewährt, 2X150 M., so ersolgt
Höchstgehalt 200 W. Höchstgehalt wird das 5X80 M., eine Kür-

znng des
Gehalts

um 15°/„
uach20Iahren. Wiethsent uach12Illhren. Gehalt um Höchstgehalt

schlldigung. 180 M. nach 2! Jahren.
gekürzt. d.Anfangs.

gehalts.

Tck'nll

Freie Ti""'
wohi»"^ ,

^i

der!ältere«

^°°u>zi°l-Iv
'"'»»stalten

>re!t

beitsh
" des Ar-

auses

^,
7"zte der
"""»"stalten

5000-8000
Steigerung

alle 3 Jahre
um 600 M.,
Höchstgehalt

nach 15 Jah¬
ren,

3300-5500
Steigernng

alle 2 Jahre
um 250 M,,
Höchstgehalt
nach 20 Jah¬

ren.
3000—5100
Steigerung

alle 3 Jahre
um 300 M.,
Höchstgehalt

uach21Iahrcu

Dienst-
wohunng

mit
Garten.

Dienst¬
wohnung

mit
Garteu.

Dienst-
wohnnng

mit
Garten.

Direktor der städ¬
tischen Irren¬
anstalt

Vtuseums-
direltoren

6000-8000
Steigerung

alle 3 Ichrc
um 400 M.,
Höchstgehalt

nach 15 Jah¬
ren.

Wird
Dieüstwoh-
nnng gc-
währt, so

erfolgt
Kürznng

desGehalts
nm 15°/»

d.Anfangs-^
gehalts

5500-7500
Steigernng

alle 3 Jahre
um 400 M.,
Höchstgehalt

nach15Illhren

Nein.

Gch»l»ist erst vom
letzten Pruvinziul-
landtlia,festgesetzt

(Seite 2U Nr. 28.)

»eite 44 Nr. 2ü.)

«ehalt ist erst vom
letzten ProbinM-
l»»dt»l, festgefttzt

(Seite >8 Nr. »4)
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Rheinprovinz.

Bezeichnung
der

Stellen,

6 ^Direktorender Provinzial-
Blinden-», Tanbstuinmen-
cmstalten

Zetziger
Gehaltssatz

3300-4500
Steigerungalle
2 Jahre um

150 M,, Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren,

7 ^lnstaltsgcistlicheim Hanpt-
amte

Direktorder Weinbauschule

Vorsteher des
Hauses

Landarmen

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs¬
geldzuschuß,
Miethscnt-

schädigunglc.

Freie Woh¬
nung

uud Garten,

Zukünftiger

Gehaltssatz

2400-3600
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M,, Höchst¬
gehalt u»ch 20

Jahren.

3300-4500
Steigerung alle

2 Jahre um
150 M., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.
3300-4500

Steigerung alle
2 Jahre um

150 M., Höchst¬
gehalt uach 16

Jahren,

in Nrau-
wcilcri

Freie Woh¬
nung, Vrand

und Licht;
in Düren:
Wohnungs¬
geldzuschuß,
Freie Woh
nung, Brand
und Licht,

Dienstwoh¬
nung, Garte»,

Vrand nnd
Licht,

3300-4800
Steigerungalle

2 Jahre
? X um 200 M,
1 X um 100 M,,

Höchstgehalt
nach 16 Jahren,

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
gcldzuschuß,
Miethscnt-

schädigung:c

2400-4500
Steigerung alle

2 Jahre nm
300 M,, Höchst,
gehalt nach 14

Jahren,

3300-4500
wie bisher.

3300-4500
Steigerungalle
2 Jahre um

150 M,, Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren,

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Preußischer Staat

Bezeichnung
der

Stellen.

Gehaltssatz

Direktor der Vlinden-
anstalt in Eteglitz

Direktor der Taub-
stnmmcnllnstllltin
Berlin

Leiter der Anstalten
Uon geringerer,als
9 jähriger Kursus-
dauer

Seminardircktoren

Geistliche bei Straf
anstalten nnd Ge
fängnisse»

4800—6000
Höchstgehaltnach

9 Jahren.

Strafanstalts- und
Gefäugnißdiretto-
ren

Direktoren in den Er¬
ziehungsanstalten
(EteiufeId,Tt,War°
tin?c,)

4800-6000
Höchstgchllltnach

9 Jahren,
4500-6000

Hüchstgehaltuach
15 Jahren,

4000-6000
Höchstgehaltnach

15 Jahren,

2400-4800
Steigerung alle

3 Jahre um
400 M,, Höchst'
gehalt nach 18

Jahren,

3600-6000
Steigerungalle
3 Jahre um

500 M., zuletzt
um 400 M.,

^Höchstgehaltuach
15 Jahren,
3000—420«

Steigerungalle
3 Jahre um

300 M,, Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

Wohn»''!''-

gcld

zuschuß'"''

in,»«

Ticüs
iiung
Woh""

ob"

II!!«!'gelvz«!

Dicnsi'
woh»l"'ü

Oieths
euischiidil'""'

Dienst
woh«""!'

dl'Ä-

Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 15. 289

^---H^W^Westfalen. Stadt Düsseldor Stadt Köln.

Zeichnung
der

stellen.

Zukünftiger Woh- Bezeichnung Gehaltsfatz Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Be¬

Gehaltssatz nungs- der (1897) nungs- der (189?) nungs- merkungen.

gcld :c. Stellen. geld lc. Stellen, geld :c.

^?"°re„ der
!"""zi°l-

^ ^ ^e

3300-4800
Steigerung

Dienst¬
wohnung

(Seite 4« Nr. 25 u,
Seite 44 Nr. 28.)

°nstllltcn alle 2 Jahre
um 150 M,,
Höchstgehalt

mit
Garten.

^"en der
"°uinzial.

Nllch20Iahrcn,
3300-4800 Dienst¬ (Seite 42 Ni, »5 u.

2«, Seite 44 Nr.

^ubstummen-
°"st°!te»

Steigerung
alle 2 Jahre
um 150 M.,
Höchstgehalt

nach20Iahrcn.

wohnung
mit

Garten.

28,)

"^«Miche" Hauptamte
2100-4500
Steigerung

Dienst¬
wohnung

(Veite «0 Nr. «2,)

alle 2 Jahre mit
um 240 M., Garten.
Höchstgehalt

nach 20 Jah¬
ren.

Gartendirektor 4000-5800
Steigerung

alle 3 Jahre
um 300 M.,
Höchstgehalt

nach18Illhrcn,

Nein,

-

Vorsteher des
Waisenhauses

3200-5300
Steigerung

alle 3 Jahre
2Xum400M,,
3X „ 300 „
2X „ 200 „
Höchstgehlllt

Nein, (Geile 44 Nr, 2!>.)

nach21Illhrcn. (Seite «4 Nr. l?,i,)

37
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,<j

,,

12

Nl

Rheinprovinz.

Bezeichnung

der

Stellen.

II. Aerzte in den Prouinzial-
Irrenanstalten

III. Aerzte in den Prouinzial-
Irrenanstalten

Anstaltsarzt in der Prouin-
zial-Nrbeitsanstalt und des
Uandarmenhauses zu Trier

Arbcitsinspcktor in der Pro-
Uiuzial Arbeitsaustalt

Jetziger

Gehaltssatz

3000-4200
Steigerung alle

2 Jahre um
150 M., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren,

2700-390«
Steigerung alle

2 Jahre um
150 M., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

2000—3000
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

2400-3600
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M„ Höchst¬
gehalt nach 20

Jahren.

Dienst-
wohuuug,

Wohnuugs-
geldzuschuß,
Wiethsent-

schüdigunglc,

Freie Woh¬
nung, Garten,
Brand, Licht
und Arznei.

Wie vor.

Dienstwoh.
nung, Brand

und Licht.

Dienstwoh-
nuug, Brand

und Licht.

Zukünftiger

Gehaltssatz

Dienst-
Wohnung,

Wohnnngs.
geldzuschuß,
Miethsent¬

schädigung ic.

3000-4200
wie bisher.

2700-3900
wie bisher.

2000—3000
Steigerung alle

2 Jahre
6 X um 150 M.
IXnmIOOM.,

Höchstgehalt
nach 14 Jahren.

2400—4000
Steigerung alle

2 Jahre
5 X nm 200 M,
4 X um 150 M.,

Höchstgehalt
nach 18 Jahren.

jie bisher.

Wie bisher.

>ie bisher.

Wie bisher.

Preußischer Staat.

Bezeichnung

der

Stellen.

Inspektoren in der
Gefängniß, und
Strafllnstaltsvcr-
waltung

Gehaltssatz

2100-3800
Steigerung alle

8 Jahre um
800 M., zuletzt
um 200 M.,

Höchstgehaltnach
18 Jahren.

Wohnung

geld¬

zuschuß "'

"!5°"z°rzte der
""nanstMm

FM°^ "^eitsinsp^,
nung

Micthsc""
„!!'"

dig!"'^

1500-2500
Steigerung

alle 2 Jahre
um 200 W.,
Höchstgehalt

nach 10 Iah
ren.

2100-4000
Steigerung

alle 2 Jahre
um 190 M.,
Höchstgehalt

nach20Illhreu,

Freie
Station

I. Klasse.

Dienst¬
wohnung

Garten.

Schlachthos.und
ViehhofInspet.
tor

Bahnhofinspcltor

Werkfiihrer

2700-4800
Steigerung

alle3Ial,reum
400, 300 und
zuletzt200 M.,
Höchstgehalt

nach21Iahren.

2500-4000
Steigerung

alle 3 Jahre um
400, 300 und
zuletzt250 M.,
Höchstgehalt

uach15Illhrcn.

2200-3000
Steigerung

alle 3 Jahre
um 300 und

200 M.,
Höchstgehalt

nach18Illhren.

Nein.

Eeh»N ist V°m 40,
Rhein.Provinzial-
landtllgeim Jahre
189? festgestellt.

(Leite 84 Ni.
und Seite
Nr. «5.>

Nein.

New.

-!7'

.
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^

->,

Rheinprovinz.

Bezeichnung
der

Stellen,

!, Verwalter, Ockonomie-In-
speltoren nnd Rendanten
an den ProvinzialIrren
und sonstigenProvinzinl
Anstalten

Zetztger
Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohnnngs-
geldzuschuh,
Miethsent-

schadigung:c.

24««-36««
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M., Höchst¬
gehalt nach 20

Jahren,

15 Lehrer an den Tanbstummcn-
und Blindenanstalten

1800—3000
Steigerung alle

2 Jahre um
100 M,, Höchst¬
gehalt nach 24

Jahren,

Dienst¬
wohnung,

Garten,Vrand,
^Licht u, Arznei

an den Pro-
vinzial-Irren-

anstlllten,
an den übrigen

Anstalten
Dienst¬

wohnung,
Brand u, Licht

oder
Wohnungs¬
geldzuschuß,

Zukünftiger

Gehaltssatz

2400-3850
Steigerung alle

2 Jahre,
2X um 200 M,,
7X „ 150

Höchstgehalt
nach 18 Jahren,

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Miethsent-

schadigung:c.

jie bisher.

Wohnungs¬
geldzuschuß

bezw, Dienst¬
wohnung.

1800—3500
Steigerung alle

2 Jahre
4 X um 200 M
6 X um 150 M.

Höchstgehalt
nach 20 Jahren

Wie bisher.

Preußischer Staat.

Bezeichnung
der

Stellen,

Gehaltssatz

Inspektoren an den
Strafanstalten

Rendanten bei den
Land- und Amts¬
gerichten, Schicht¬
meisterbei der Berg-
verwaltung

2100-3800
Steigerung alle

3 Jahre um
300 M,, zuletzt

um 200 M.,
Höchstgehalt

nach 18 Jahren

1500-380N
Steigerung alle
3 Jahre um 400
bezw, 300 M,,

Höchstgehalt
nach 21 Jahren

Eisenbahn -Betriebs-
kassen-Rendanten,
Forstkassen-Ren-
danten

Ordentliche Lehrer
an der Vlindenan
stalt in Steglitz uud
der Taubstummen¬
anstalt in Berlin

Definitiv angestelltes
Zeichenlehrer bei
höheren Lehranstal¬
ten, technischeLehrei

1800-420«
Steigerung alle
3 Jahre um 400^
bezw. 300 M,,

Höchstgehalt
nach 21 Jahren

2100—3800
Steigerung alle

3 Jahre um
300 bezw. 200

M., Höchstgehalt
nach 24 Jahren.

1800-3600
Steigerung alle

3 Jahre um
200 M,, Höchst¬
gehalt nach 2?

Jahren.

Wol)»««!!''

gelb«

zuschuß "'

Tienst'
wohn",

oder Viicth^
entschädig"""

Woh"«"^
geldzulä'""'

Dcsgl.

W°h">"'^
gcldzuschu^

des

'Zeichnung
der

Stellen.

^""strator des

""^"'Ning
Musen

gemalter bei
^" Anstalten

^nungsführei
°°'d°NAnstab

Leh
"^ der Pro-

>"l - Taub-
'1""'"°»° und
"""denllnstlll-len

iz Westfalen. Stadt Düsseldorf. Stadt Köln.

Zukünftiger Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Be¬

Gehaltssatz nungs- der (189?)
nungs- der (1897) nungs- merkungen.

geld :c. Stellen. geld :c. Stellen. geld zc.

^c ^ ^

2600-4200 Dienstwoh¬ Verwalter der Ir¬ 2200-430« Nein. (Seite »4 Ni. e<.)

Steigerung nung mit renanstalt Steigerung

alle 2 Jahre Garten. alle 3 Jahre

um 160 M., 2Xum400M.

Höchstgehalt
nach 20 Jah¬

3X „ 300 „
2X ,. 20« „

ren. Höchstgehalt
nach 21 Jah¬

ren.

2000-3600 Dienstwoh¬ Rendant der Gas-, 3200-5300 Nein, (Seite «S Ni. ««.)

Steigerung
alle 2 Jahre

nung mit
Garten.

Elettrizitäts-u.
Wasserwerke

Steigerung
alle 3 Jahre

um 160 M.,
2XUM400M.

Höchstgehalt
nach 20 Jah¬

ren.

3X .. 300 „
2X ., 200 „

Höchstgehalt
nach21Iahren.

2100-4000 Dienstwoh¬
-

Erster Kassircrdes 2200-430« Neiu, <Seite?0/,<Nr.«l.)

Steigerung nung mit Schlacht- uud Steigerung

alle 2 Jahre Garten. Viehhoss wie vor.

um 190 M.,
Höchstgehalt

nach20Iahren.

1800-3500 Dienstwoh¬ (Eeite «< Nr, s<.)

Steigerung nung oder
alle 2 Jahre Miethsent¬
um 170 M., schädigung
Höchstgehalt U0N300M.

Nllch20Iahien. bez. 150 M.

(Seile 88 «l. «9.)
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Z

«

Nheinprovinz.

Bezeichnung
der

Stellen.

,<! > Wllterialicnverwlllterder
Prouiuzial- Arbcitsanstalt
in Nrauwciler

Jetziger

Gehaltssatz

d) I. Sekretär der Prouinzial-
Arbeitsanstalt in Vra».
weiter

!V

! II, Sekretärund Assistent
im Arbeitsbetriebe der
Prouinzial- Arbcitsanstalt
in Vrauwciler

Fachlehrernnd Obcrgärtner
an der Proviuzial-Weiu-
bauschulc

1500—2400
Steigerungalle
2 Jahre um

100 M., Höchst¬
gehaltnach 18

Jahren,

1500-2400
Steigerung alle
2 Jahre um

100 M,, Höchst¬
gehaltuach 18

Jahren,

1500-2400
Steigerung alle

2 Jahre nm
100 M., Höchst
gehaltnach18

Jahren,
1200-1800

Steigerung alle
2 Jahre um

7b M,, Höchst¬
gehalt nach16

Jahren,

Dienst¬
wohnung,

Wohuungs-
geldznschuß,
Micthsent-

schädigung?c.

Znüünftiger

Gehaltssatz

Dienst-
wohunng,

Wohnnugs-
geldzuschuß,
Micthscnt-

schädignng:c.

Dienstwoh.
uung, Vrand

und Licht
oder Entschä¬

digung.

Dienstwoh¬
nung, Vrand

und Licht
oder Entschä¬

digung.

Dicustwoh-
«ung, Brand

nnd Licht
oder Entschä¬

digung.

Wohnung,
Beköstigung,
Brand und

Licht.

1800-3500
Steigerungalle
2 Jahre um

200 M., Höchst¬
gehalt nach18

Jahren.

1800-3200
Steigerung alle

2 Jahre
9 X um 150 M.,
IX um 50M

Höchstgehalt
nach 20 Jahren.

1500-2700
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M., Höchst
gehaltnach 20

Jahren,
1200-2100

Steigerung alle
2 Jahre um

100 M,, Höchst¬
gehalt nach18

Jahren,

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Preußischer Staats

Bezeichnung
der

Stellen.

Matcrialieuucrwaltcr
I. Klassein der Ei
senbahiwerwaltung

Materialienverwaltcr
II. Klassein der¬
selben Verwaltung

Gehaltssatz

Sekretäre in der
Stlllfanstalts-nnd
Gcfängnißucrwal-
tung

Gcfänguißiuspektious-
nssisteutcu

Gartcumcistcran der
Akademie Poppcls¬
dorf

Obergärtner an den
pomologischenIn¬
stitutenin Proskau
und Geisenheim,
Gaiteninspektor
dcsgl.

Obergartengchülfenin!
der Domänenuer-
waltung

Gärtnerbei der Forst-
aladcmiein Mün¬
den

1800-4200
Steigerungalle
8 Jahre um

400 M., bezw
300 M., Höchst-
gehaltnach 21

Jahren.
1500-2700

Steigerung alle
3 Jahre um

200 M., Höchst¬
gehalt nach18

Jahren.
1500-2700

Steigerung alle
3 Jahre um

200 W., Höchst¬
gehalt nach18

Jahren.

1500-2700
Steigerung alle
3 Jahre um

200 M., Höchst
gehalt nach 18

Jahren.
900-1500

Steigerung alle
3 Jahre um

100 bezw. 80 M.,
Höchstgehalt

nach 21 Jahren
1800—4200
Höchstgehalt

nach 21 Jahren,

1100-1500
Höchstgehalt

nach 21 Jahren.
1500-2700
Höchstgehalt

nach 18 Jahren.

Du'»!«"'
nun« "»"
MicM'^
schä°'g>«'ü'

Dicüst'^
mmg <
WcW"''
schädig"«

Wie vo>'

M»'

Dienst'
woh"»ns'

Dcsg>-

Des

Zeichnung
der

stellen.

"ugehülsmbei
^ Anstalten

lz Westfalen. Stadt Düsseldorf. Stadt Köln.

Be°

in er t un gZukünftiger
Gehaltssatz

Woh¬

nungs-

geld zc.

Bezeichnung
der

Stellen.

Gehaltssatz

(1897)

Woh¬

nungs-

geld lc.

Bezeichnung

der

Stellen.

Gehaltssatz

(1897)

Woh.

nungs-

geld ?c.

!N.

Matcrialienver-
Walter bei der
Straßenreini¬
gung

1900-3100
Steigerung

alle 3 Jahre
um 250, 200
bezw. 150 M.,

Höchstgehalt
nach18Iahre».

Ncin. (Seite 74 Nr.

(Seite !>«Nr. 78.^

1200-2100
Steigerung

alle 2 Jahre
um 90 M.,
Höchstgehalt

nnch20Illhren.

Nein.
(Seite »» Nr.

(Seile 98 Ni.

78.)

78.)

Obcrgärtner der
öffentlichenAn¬
lagen

1800-2500
Steigerung

nach je 2 Iah-
renum100M.,
Höchstgehalt

nllch14Iahren.

Nein. Obcrgärtner
I. Klasse

2700-4100
Steigerung

nach je 3 Jah¬
ren um 300 M.
bezw. 200 M.,

Höchstgehalt
nach18I°hreu.

Ncin. (Seite 78 Nr. °l.)

Obergärtnei
II. Klasse

2200—3600
Steigerung
wie vor,

Höchstgehalt
nllch18Iahren.

Nein. (Seite »« Nr 78.)
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,',,

Nheinprovinz.

Bezeichnung
der

Stellen.

Jetztger

Gehaltssatz

Dienst»
Wohnung,

Wohnnngs-
geldzuschuß,
Miethsent-

fchadigung:c.

Lchici an der Provinzial-
Arbeitsanstalt

») Taubstnmmenlehrerinnen

ZnLünfiig«

Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohuungs-
geldzuschuß,
Wiethsent-

schädigung:c.

«>!>

^,

b) Lehrerinnen an den Pro-
vinzial^Vlindenaustaltcu

Lehrerin an der Provin
zial-Arbcitsanstalt

Ouerpstegcrin den Provinzial
Irrenanstalten

1200-1800
Steigerung alle

2 Jahre um
75 M., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

1200—1600
Steigerung alle
2 Jahre um

60 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

700-1200
Steigerung alle

2 Jahre um
60 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren,

1000-1600
Steigerung alle

2 Jahre um
60 M,, Höchst¬
gehalt nach 20

Jahren.

Dienstwoh
nung, Brand

und Licht.

1000-1500
Steigerung alle

2 Jahre um
60 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

Wohnungs¬
geldzuschuß.

Freie Station

Dienst¬
wohnung,

Brand und
Licht.

Freie Station
II. Klasse für
ihre Persou,
Verhcirathete

außerdem
Familien-
Wohnung.

Preußischer Staat

Nczcichuung
der

Stellen.

1500—2700
Steigerung alle

2 Jahre um
120 M., Höchst¬
gehalt nach 20

Jahren.

1200-2100
Steigerung alle

2 Jahre um
100 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

700-1600
Steigerung alle

2 Jahre um
100 M,, Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

1000-1900
Steigerung alle

2 Jahre um
75 M., Höchst¬
gehalt „ach 24

Jahren.

1000-1500
wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Freie Station

Lehrer in der Straf,
austalts- und Ge°
fängnißuerwaltung

Gchaltsfatz

Wie bisher.

Wie bisher.

1500-2700
Steigerung alle

3 Jahre um
200 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

Wohn»"^

Dienst!^
nung"°"
Micths"''
schädig«"^

Lehrerinnen in der
Strafanstalt^- und
Gefangnißocrwal.
tung

1200-2200
Steigerung alle

3 Jahre um
200 M., Höchst
gehalt nach 15

Jahren.

Dienst
wol,''»"''

nz Westfalen.

Zukünftiger

Gehaltssatz

Woh-

nuugs-

geld :c.

d'""°" der

?"'b°n° und
^"bsiummeu-m

1200-2000
Steigerung

alle 2 Jahre
um 80 M,,
Höchstgehalt

nach20Iahren,

Lb,
kl>»äit er

Dienst¬
wohnung

oder
150 M.

Miethsent¬
schädigung

1200-1800
Steigerung

alle 2 Jahre
um 60 M.,
Höchstgehalt

nach20Illhren

Dienst-
wohnuug

mit
Garten.

Stadt Düsseldorf.

Bezeichnung
der

Stellen,

Gehaltssatz

(189?)

Woh-

nungs-

gcld ?c.

Stadt Köln.

Bezeichnung

der

Stellen.

Gehaltssatz

(1897)

Woh¬

nungs-

geld :c.

Oberwarter 1600-2720
Steigerung

alle 2 Jahre
um 160 M.,
Höchstgehalt

nach14Illhrcn

Be¬

in c r t u u g e u.

(Elite »» Nr. ?».)

(Seite10»Nr. 80)

Nein. Die CetMHfest-
se»un« ist eist
durch den «».
Rhein,Pi»vinzial>
l»ndl»g im Iahie
l»9? e»fol«t.

38
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5i

Nheinprovinz.

Bezeichnung
der

Stellen,

Zehigel

Gehaltssatz

22 Obcrauffchcr in der Proviu-
zial-Nrbeitsaustalt

^!

24

^5

Hausvater indcrselbcuAnstalt

Maschinisten:
») indenProviuzial-Irren-

anstalten

b)iu anderen Provinzial-
anstalten

Oberpsiegcrinncnin den Pro
Vinzial-Irienanstalten

1500-1800
Steigerung alle

2 Jahre um
7b M, Höchst-

gehalt nach 8
Jahren,

1200-1725
Steigerung alle

2 Jahre um
75 M., Höchst¬
gehalt nach 14

Jahren,

750-1200
Steigerung alle

2 Jahre um
5N M,, Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

1200-1725
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M., Höchst,
gehalt nach 22

Jahren.

800-1200
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

Dienst»
Wohnung,

Wohuuugs-
geldzuschuß,
Miethscnt-

schädiguug:c.

Zukünftiger

Gehaltssatz

Dienst-
wohuuug,

Vrand und
Licht,

1500-1800
Steigerung alle

2 Jahre um
100 M,, Höchst-

gehalt nach 6
Jahren.

Wie vor.

Freie Station,

Wohnung,
Brand nnd

Licht,

Freie Station
II, Klasse

1200-1800
Steigerung alle

2 Jahre um
100 W,, Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

750-1300
Steigerung alle

2 Jahre,
6X um 75 M
2X „ 50 „

Höchstgehalt
nach 16 Jahren,

1200-1800
Steigerung alle

2 Jahre um
75 M,, Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

800—1200
wie seither.

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Miethseut-

schädiguug:c,

3ic bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie seither.

Preuh

Bezeichnung

der

Stellen.

Oberaufscher in der
Strafllnstlllts' und
Gefangnißvcrwlll-
wng

1200-1600
Steigerung alle

3 Jahre um
80 M., Höchst¬
gehalt nach 15

Jahren.

Msväter in der Gc-
fängnißverwaltnng

Maschinisten in der
Gcfängnißvcrwab
tung

lnz Westfalen.

Gehaltssatz

wohn"
MictP

cntschidig"

1200-1800
Steigerung alle
3 Jahre um 100

bezw. 80 M.,
Höchstgehaltnach

21 Jahren,

1200-1800
Steigerung alle
3 Jahre um 100

bezw, 80 M,,
Höchstgehaltnach

21 Jahren.

Wohm>«'"

gelb'

zusch««''

°'chnung
der

stellen.

Zukünftiger

Gehaltssatz

Woh.

nuugs-

geld :c.

Dic>>!>^̂ ,"'"°ussch

Vienß°
nwhw""'

^irb « im
">shll„,e

1200-1800
Steigerung

»lle 2 Jahre
um 60 M,,
Höchstgehalt

»ach20Iahren,

'>" im Ar-

Nic»!>

1200-1800
Steigerung

alle 2 Jahre
um 60 M,,
Höchstgehalt

uach20Iahren

Dienst¬
wohnung

mit
Gartcn,

Nein.

Stadt Düsseldorf.

jczeichnung
der

Stellen.

Gehaltssatz

(1897)

Woh-

uuugs-

geld :c.

Stadt Köln.

Bezeichnung

der

Stellen.

Oberaufscher der
Straheurciui-
gung

Hallcumeistcr des
Schlachthofcs,
Lademeister

Lagerverwalterim
Leihhaufc

Gehaltssatz

(1897)

^

Locomotivführer
I. Klasse

Locomotivführer
II. Klaffe

2000-3400
Höchstgehalt

nach17Iahren.

1500—2200
Steigerung

alle 3 Jahre
um 150 M.

bezw. 100 M.,
Höchstgehalt

uach18Iahren,

1300—2000
Steigerung

alle 3 Jahre
2X«m150M,
5Xum80M,

Höchstgehalt
nach21Iahren,

1800-2800
Höchstgehalt

nach15Iahren

1500-2100
Höchstgehalt

nach18Iahren.

Woh¬

nungs-

geld :c.

Nein,

Nein.

Nein.

Be¬

merkung« n.

Nein.

Nein.

Dos Dienfteinl»m>
»en ist «st im
Iahte 1«»? von
dem Provinzial»
l«ndt»g« gelegelt
»»»den.
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Rheinprovinz,

Bezeichnung
der

Stellen,

Äl Oberhebamme und Wirth
fchnftcrinin der Prouinzial
Hebammenlehranstalt

«7

28

Oberouffcherin in der Pro-
Uinzial-Nrbeitsanstlllt

Jetziger

Gehaltssatz

Gärtner und Hofmeister m
den Prouinzial - Irren-
anstalten

29 ^Stationspfleger in den Pro
Uinzial-Irrenanstalten

^!0 Oberlöchinnen in den Pro»
vinzial-Irrenanstalten

700-900
bezw, 600—900
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M,, Höchst-
gehalt nach 8

bezw. 12 Jahren,

1200-1400
Steigerung olle

2 Jahre um
50 M,, Höchst¬
gehaltnach 8

Jahren.

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Niethscut-

schädigung:c.

Freie Station

600-90«
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M,, Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

600-900
Steigerung alle

2 Jahre um
60 M., Höchst¬
gehalt nach 10

Jahren.

600—900
Steigerung alle^

2 Jahre um
50 M., Höchst¬
gehalt nach12

Jahren,

Dienst¬
wohnung,

Vrand und
Licht.

Freie Station,

Zukünftiger

Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldznschuß,
Miethsent-

schädigung zc

700-1000
Steigerung alle

2 Illhre um
50 M., Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

1200-1400
wie seither.

Freie Station
III, Klasse für

ihre Person,
verheirathete

außerdem
150 M.

Wohnungs¬
geld.

Freie Station
II, Klasse,

600-1000
Steigerung wie
bisher, Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

600-900
wie seither.

600-900
wie seither.

Wie seither.

Wie seither.

Preußischer Staat.

Bezeichnung
der

Stellen,

Gehaltssatz

Woh!»ll>^

gcld-

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie seither.

Obcraufseherinnen in
der Gcfllngnißver-
waltung

Gärtner

900-1500
Steigerung alle
3 Jahre zunächst

um 100 M.,
dann um 80 M-,

Höchstgehalt
nach 21 Jahren,

900—1500
Steigerung alle

3 Jahre um
100 M. bezw.
80 M., Höchst¬
gehalt nach 21

Jahren.

Dieüsl

wohnun^
Vlicth'-

tschädig""!'N

Vicnst'

^^H^A Westfalen. Stadt Düsseldor f. Stadt Köln.

^z°ichnung
der Zukünftiger Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Be¬

Gehaltssatz nungs- der
(189?)

nungs- der
(1897)

nungs- merkungen,

«teilen.

^
geld :c. Stellen.

^
geld n. Stellen.

^
geld lc.

^!!?"nim 500-800 Freie Da« Diensteinlon»
""shlluse Steigerung

alle 2 Jahre
um 30 M,,
Höchstgehalt

Nllch20Iahren,

Station. men ist «om <o.
Nhein.Provinziol-
landlageim Iah«
l«g? festgestellt
worden.

' ^"!oiwei 1200-1700
Steigerung

alle 2 Jahre
um 50 M,,
Höchstgehalt

nach20Illhren,

Dienst¬
wohnung

mit
Garten,

Wiebe,Ni.»5u.2?,

Wie bei Nr, «l u,«?.
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Nheinprovinz.

^,

31

»czcichnung
der

Stellen,

Werkmeisterund Aufseher
in denProuinzialanstalten:
n) Prouinzial-Arbeits-und

Blindenanstaltund Auf¬
scher im Landarmenhause

Jetziger
Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Miethsent¬

schädigung :c.

Zukünftiger
Gehaltssatz

Dienst-
Wohnung,

Wohnungs¬
geldzuschuß,
Miethsent¬

schädigung :c.

d) Werkmeister im Land
armenhlluse

32

.'!-!

Merkführeriuin der Provtw
zialArbeitsanstalt

II, Hebamme in der Provin
zilll-Hebammenlehranstlllt

1000-1600
Steigerung alle
2 Jahre um

75 M,, Höchst¬
gehaltnach 16

Jahren,

800-1200
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M,, Höchst¬
gehalt nach16

Jahren.

900-1200
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M., Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

«00-800
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M., Höchst

gehalt nach 8
Jahren,

Freie Woh¬
nung, Vrand

und Licht oder
Mieths-

entschädigung

Entschädigung
für

fortgefllllcne
Emolumcnte,

Dienst¬
wohnung,

Brand und
Licht.

Freie Station,

1000-160«
wie bisher.

800-1200
wie bisher,

900-1200
wie bisher.

«00-800
wie bisher.

Preußischer Staat^^

Bezeichnung
der

Stellen.

Gehaltsfatz

^

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Werkmcistcrin der
Gefüngnißuerwal-
tung

1200-1600
Steigerung alle

3 Jahre nm
100 M., Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

geld

.M

DicB^
w°h"U"g"

Oicth-
entschäb'^

----^Provir 3 Westfalen. Stadt Düsseldorf. Stlldt Köln.

der

^llen.

Zukünftiger Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Be¬

Gehaltsfatz nungs- der (1897) nungs- der (1887) nungs- merkungen.

geld :c. Stellen. geld :c. Stellen. geld :c.

^e ^ ^s

^"lmeistn in 1000-1500 Dienst¬ Polizeiscrgeanten1300-1780 Nein, Auffeher des 1700-2900 Nein. Wiebeiülr,Lz»,2?.

Steigerung wohnung Steigerung Fuhrparks Steigerung
°lle 2 Jahre oder alle 2 Jahre alle 3 Jahre,
um 50 M., Mieths- um 80 M, Höchstgehalt
Höchstgehaltentschädi- Höchstgehalt nach18Illhren,

^!d^'"
nach2UIahren, gung. uach12Iahren,

1200-1800 Nein. Aufseher der 1600—2500 Nein,
""tshause Steigerung

alle 2 Jahre
um 60 M,,
Höchstgehalt

Strnßcnrcini-
gung

Steigerung
alle 3 Jahre
um 150 M,,
Höchstgehalt

b«shaus"^°

Nllch20Iahicn, nllch18Iahren,

1000-1200 Nein, Hallenaufsehcrdes 1500-2200 Nein,

Steigerung Schlachthofes Steigerung
alle 2 Jahre alle 3 Jahre
um 20 M,, um 150 M.
Höchstgehalt bezw. 100 W.,

Nllch20Illhren,

Marktauffeher

Höchstgehalt
nach18Illhren.

1200-1700
Steigerung

alle 3 Jahre
um 100 M,

bezw.60 M.,
Höchstgehalt

nach21Iahren.

Nein,

WiebeiNi.llu,«?.

Wleie!Ni.«üu,L?.
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34

35

36

-',?

Nheinprovinz.

Bezeichnung
der

Stellen,

Jetziger

Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohnuugs-
gelbzuschuß,
Miethsent-

schadigung:c.

Stationspstegcrinncnin den
Prouinzial-Irrenanstalteu

Oberwafcherinnenin den Pro
uinzial Irrenanstalten

II, Köchinnen in den Pro-
vinzial Irrenanstalten

Pförtnerim Landarmenhause

500—75«
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M,, Höchst¬
gehaltnach 10

Jahren.

450-7««
Steigerung alle
2 Jahre um

50 M., Höchst¬
gehalt nach 10

Jahren.

4««-65«
Steigerung alle
2 Jahre um

50 M., Höchst¬
gehalt nach 10

Jahren.

8««—12««
Steigerung alle
2 Jahre um

50 M,, Höchst¬
gehaltnach16

Jahren.

Freie Station
III. Klasse

Freie Station
II. Klasse.

Freie Station
II. Klasse.

Dienst¬
wohnung,

Vrand und
Licht.

Zukünftiger
Gehaltssatz

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs¬
geldzuschuß,
Micthsent-

schadigung:c,

5««-75«
wie bisher.

45«-?««
wie bisher.

4««—65«
wie bisher.

800—12««
wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Wie bisher.

Preußischer Staat.

Bezeichnung
der

Stellen.

Pförtner in Gefäng¬
nissen

Gehaltssatz

700-900
Steigerung alle
3 Jahre um

50 M., Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

wo

^'chnung
der

stellen.

Zukünftiger
Gehaltssatz

Woh¬
nungs-

geld :c.

Bezeichnung
der

Stellen.

Stadtdiener

Gehaltssatz
(1897)

1200-1680
Steigerung

alle 2 Jahre
un, 80 M.,
Höchstgehalt

nach12Iahren,

Woh¬
nungs-

geld lc.

Nein,

Stadt Köln.

Bezeichnung
der

Stellen,

PförtnerI, Klaffe
am Schlachthof

Pförtner II, Klasse
am Schlachthof

Mufeumsauffeher

Gehaltssatz

(189?)

1300-2000
Steigerung

alle 3 Jahre,
Höchstgehalt

nach21Illhren,

1200-1700
Steigerung

alle 3 Jahre,
Höchstgehalt

nach21Illhrcn.

1100-1600
Steigerung

alle 3 Jahre,
Höchstgehalt

nach21Iahren.

Woh¬

nungs-

geld ?c.

Nein,

New,

Be°

mcrtuugeu,

Wie bei Nr,««».»?,

Wie bei Nr.»«u,«?.

wie bei «Nr.«»u, 97.

Wie bei Nr. 2« u.»?.

«ein.
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«

Rheinprovinz.

-!8

Bezeichnung

der

Stellen.

Aufseherinnen:
») in der Probinzinl-

Arbeitsanstalt

d) im Landarmenhanfe

Laudes-Bauinspettoren

Landes-Vauamtssetretärc

Zetziger

Gehaltssatz

800-1200
Steigerung alle

2 Jahre um
50 W., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren,

«««-»00
Steigerung alle

2 Jahre um
50 M., Höchst-
gehalt nach 12

Jahren.

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Micthsent-

schadigunglc,

Wohnung,
Brand und

Licht.

Freie Station

3600-6000
Steigerung alle

2 Jahre um
250 M., Höchst
gehalt nach 20

Jahren.

1500-2400
Steigerung alle

2 Jahre um
100 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

Zukünftiger

Gehaltssatz

800-1200
wie bisher.

«00-900
wie bisher.

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs¬
geldzuschuß,
Micthscnt-

schädigung :c

Wie bisher.

Wie bisher.

Bezeichnung

der

Stellen.

Gehaltssatz

Aufseherinnen in der
Gefängniß-Verwal¬
tung

700-900
Steigerung alle

3 Jahre um
50 M., Höchst
gehalt uach 12

Jahren.

Dienst'
wohn»"«"

Vlic'V
cntscha"

,O

lü. Keamte der Straßenverwaltnng.

Wohnungs-
geldzuschuß.

Wohnnngs-
geldzuschuß.

3000-0000
Steigerung alle

2 Jahre um
300 M., Höchst¬
gehalt nach 20

Jahren,

1800-3300
Steigerung alle

2 Jahre
10Xum150M

Höchstgehalt
nach 20 Jahren.

jie bisher.

Wie bisher.

Bcnüuspcktoreu

Bauschreiber in dcv
Nauverwaltung

Eisenbahn -
sekretäre

Betriebs-

3600-5700
Steigerung alle

8 Jahre um
600 M. bczw,

500 M,, Höchst¬
gehalt nach 12

Jahren.

1500-3300
Steigerung alle

3 Jahre um
300 M., Höchst¬
gehalt nach 18

Jahren.

1500—3000
Steigerung alle

3 Jahre um
300 M. bezw.

200 M,, Höchst¬
gehalt nach 21

Jahren,

WohN""«'!
,M>" l>B

W°h>""
M-

gcldz"
sä!«5

Wie »ol

Anlagen zu den Sitzungsprotokollen.Nr. 15. 30?

-^Plouir >z Westfalen. Stadt Düsseldorf. Stadt Köln.

Zeichnung
der

stellen.

Zukünftiger Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Bezeichnung Gehaltssatz Woh¬ Be¬

Gehaltssatz nungs- der (1897) nungs- der (1897) nungs- merkungen.

geld :c. Stellen, geld zc. Stellen. geld lc.

^«rinnen im
'^'«tshause

^ ^ ^

300-500 Freie

'
Wie bei Nr. 25 u,2?.

Steigerung Station.
alle 2 Jahre
um 20 M.,
Höchstgehalt

n°ch20Iahren.

llcind

.«^"'iuspek-

^ Cekre-

Wtione»

4800-0600
Steigerung

alle 2 Jahre
um 200 M,,
Höchstgehalt

nach18Iahren,

2300-3300
Steigerung

alle 2 Jahre
um 100 M,,
Höchstgehalt

nach20Iahren.

Nein.

Nein.

Vaniufpektoreu 6000-8000
Steigerung

alle 3 Jahre
um 400 M.,
Höchstgehalt

uach15Iahren,

Nein. (Seite <8 Nr. 3«».)

(Leite 90 Ni. 71.)

<«e!te 94 Nl. «.)

^ 39*
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^
Bezeichnn«!;

der

Stellen.

Straßenmeister

Strahenllufseher

4l. Rheinischer Provinziallandtac,.Ni, 15.

Rheinprovinz.

Jetziger
Gehaltssatz

1200-180«
Steigerung alle

2 Jahre um
75 M., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren,

Dienst»
Wohnung,

Wohnungs-
geldzuschuß,
Miethsent-

schadigung lc.

Wieths-
eutschiidigung.

ZuLünfliger
Gehaltslatz

1000-1400
Steigerung alle
2 Jahre um

50 W., Höchst¬
gehalt nach 16

Jahren.

Mieths-
entschädigung.

1500-2500
Steigerung alle
2 Jahre um

100 M., Höchst
gehalt nach 20

Jahren.

Dienst¬
wohnung,

Wohnungs¬
geldzuschuß,
Miethsent-

schädigung lc,

1000-1400
wie seither.

(DenienigenAus-
sehern, welche

einen ganzenBe-
zirt verwalten,
wird eine Zu¬
lage gewährt.)

Wie bisher.

Preußischer Staat.

!ezeichnung
der

Stellen.

BahnmeisterI. Klasse

Wie bisher.

Gehaltssatz
Bezeichnung

der

Stellen.

BahnmeisterII. Klasse

Strom-, Kanal-,
Schiffbrücken- Auf¬
seher in der Bau-
uerwaltung

1800—3000
Steigerung allej
3 Jahre um

200 M., Höchst¬
gehalt nach18

Jahren.

1500-2700
Steigerung alle
3 Jahre um

200 M., Höchst
gehalt nach 18

Jahren.

900-150«
Steigerung alle
3 Jahre um

100 W. bezw.
80 M., Höchst¬
gehaltnach 21

Jahren.

Anlagen zu de n Sitzungsprotolollen. Nr. 15.
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W°h«u""
geldz»ll"

Nie»!
wohnung

Uieth
entsch"d>5

,!,''

^"«steril,"'»sie

2000-3000
Steigerung

alle 2 Jahre
um 100 W.,
Höchstgehalt

nach20Iahren.

1500-2400
Steigerung

alle2Illhreum
90bezw.100M,

Van- und Wege-
aussehcr

Stadt Düsseldorf.

Gehaltssatz

(189?)

1600-2300
Steigerung

alle 2 Jahre
um 100 M.,
Höchstgehalt

naclMIahren

Woh¬

nungs-

geld lc.

Nein,

Stadt Köln.

Bezeichnung
der

Stellen.

Gehaltssatz

(189?)

Woh¬

nungs-

geld lc.

Stillhenmeister 2000-3200
Steigerung

alle 3 Jahre
um 200 M,,
Höchstgehalt

nach18Illhren

UusseherderStra-
ßenreinigung

1600-2500
Steigerung

alle 3 Jahre
um 150 M,,
Höchstgehalt

nach18Iahren,

Nein,

Nein,

Be-

m e r t u n g e n.

(Seite »2 Nl. ?3».

(Seite »« Ni. ?».)

Die stellt» der
Sticchenauüeher
gehenein.

.
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Anlage L.

Bestimmungen
über

die Besoldung der Provinzialbeamten der Rheinprovinz.

Das Gehalt und die sonstigen Dienstbezügedes Landeshauptmanns werden bei der Wahl
dieses Veamten von dem Prouinziallandtage festgesetzt.

8 2.
Die Mindest- und Höchst-Gehaltssätzeder übrigen Beamten, sowie deren Aufrücken in

eine höhere Gehaltsstufe ist durch den beigefügten Besoldungsplan geregelt.

8 3.
Die in diesem Besoldungsplan aufgeführtenSätze des Gehaltes sowie des zeitweisen Auf-

steigens in eine höhere Gehaltsstufe dienen dem Provinziallandtage bezw. dem Provinzialausfchusse
als im Voraus festgesetzter Maßstab bei seinen Gehaltsbewilligungen.

Die Beamten selbst erlangen weder aus diesen Festsetzungennoch aus den in Gemähheit
derselben bewilligten Etats irgend welche Rechte auf Gewährung des im Befoldungsplan für die
betreffende Stelle vorgesehenen Gehaltes noch auf das Aufsteigenin eine höhere Gehaltsstufe. Das
Aufsteigen findet vielmehr nach Maßgabe des beigefügten Planes nur infofern statt, als der
Prouinziallandtag bezw. der Provinzialausschutz nicht in einzelnenFallen den Beamten von dem
Aufsteigenin die höhere Gehaltsstufe ausschließt.

Jedes Aufrücken in eine höhere Gehaltsstufe hat zur Voraussetzung,daß der Beamte sich durch
treue und gewissenhafte Erfüllung seiner Dienstpflichten dessen würdig gemacht hat. Ueber das Vor¬
handenseindieser Voraussetzungentscheidet der Prouinziallandtag bezw. der Provinzialausschutz.

8 4.
Das Aufsteigenfindet mit der zweijährigen EtatZperiodein der Weise statt, daß die in

eine Stelle neu berufenen Beamten, infofern sie die letztere Stelle bis zum Beginn der zweijährigen
Etatsperiode ein Jahr oder länger inne haben, in die höhere Gehaltsstufe einrücken,während im
anderen Falle das Aufrücken erst mit der nächstfolgenden Etatsperiode eintritt.

8 5.
Die Anstellung erfolgt mit dem Mindestgehalteder betreffenden Stelle, insofern nicht der

Prouinziallandtag bezw. der Provinzialausschutzin einzelnen Fällen eine anderweiteBestimmungtrifft.

§6.
Außer dem im Etat vorgesehenenGehalte beziehen die Provinzialbeamten, welchen eine

etatsmüßige Stelle verliehen wurden ist (zu vergl. § 3 des Reglements über die dienstlichen Ver¬
hältnisse), Wohnungsgeldzuschüsse nach Maßgabe der nachstehenden Sätze:
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Iahresbetrag
des Wohmmgsgcldzuschusses in den

Orten der Seivisilasse
I. II. III. IV. V.

I. Die in § 2 des Reglements, betr. die dienstlichen Verhältnisse
der Provinzialbeamten, unter II. und III. genannten Beamten

II. Die unter IV. und V. genannten Beamten.....
660
432
180

540
360
144

480
300
108

420
216

?2

360
180
60

8 7.
Die Stellung der Orte in den verschiedenen Servisklassen richtet sich nach den für die

unmittelbaren Staatsbeamten gellenden Bestimmungen.

s 8.

Bei Versetzungenerlischt der Anspruch aus den dem bisherigen amtlichenWohnorte ent¬
sprechenden Satz des Wohnungsgeldzuschussesmit dem Zeitpunkte, zu welchem der Bezug der
Besoldung aus der bisherigen Dienststelleaufhört.

s 9.
Der Wohnungsgeldzuschußwird nicht gewährt an Beamte, welche Dienstwohnungeninne

haben ober deren Miethsentschädigungen anderweit, wie dieses bei den Straßenmeistern und
Strahenaufsehern der Fall ist, geregelt sind.
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Anlage 15».

Uebersicht
über die

Gehaltsverhältniffe der Taubstummenlehrcr.

Provinzen
bezw.

Bezirke,

Anfangs¬
gehalt.

Höchst¬
gehalt.

Steigesatz.

Höchst¬
gehalt
wird

erreicht in
Jahren.

Andere Veziige. Nemerlungen.

Nheinprovinz.... 1800 3500 Alle 2 Jahre
4 X 200 M.
6 X 150 M.

20 Wohnungsgeld¬
zuschuß

Westfalen ..... 1800 3500 Alle 2 Jahre
170 M.

20 Verheirathctc30UM.
Unverheirathetc
150 M. Mieths¬

entschädigung
Wiesbaden .... 1800 3600 Alle 3 Jahre

2 X 300 M.
4 X 250 M.
1 X 200 M.

21 Wohnnngsgeld-
zuschuß

Hessen-Kassel .... 1800 3500 Alle 3 Jahre
200 M.

21 desgl.

1700 3600 Alle 3 Jahre
300 M.

21 Kein Wohnungsgclb

1800 3300 Alle 3 Jahre
200 W.

24 Wohuungsgcld-
zuschuß

Schleswig-Holstein. . 2100 3800 Alle 4 Jahre
340 M.

20 Kein Wohuungsgcld

Brandenburg. . . . 1800 3600 Alle 3 Jahre
2 X 300 M.
6 X 200 M.

24 Wohnungsgeld¬
zuschuß

1800 3500 Alle 3 Jahre
2 X 250 M.
6 X 200 M.

24 desgl.

Posen ...... 1800 3200 Alle 3 Jahre
200 M,

21 desgl. Erste Lehrer
bis 3300 M.

Westpreußen.... 1800 3500 Alle 3 Jahre
? X 200 M.
1 X 300 M.

24 desgl.

Ostpreußen .... 1800 3400 Alle 3 Jahre
200 M.

24 Miethsentschädigung
in Königsberg 300 M.,

iu den anderen
Anstalten150 M.

!N
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Jahr
des

Eintritts
in den
Taub-

stummen-
dienst.

1865
1866
1868
1869
1870
1871
1872

1873
1874

1876

187?

1878

1879

1880

1881
1882

1883

1884
1885
1886

188?

1888

l889

1890

1891
1892
1893
1894
1895
1896
189?

Nheinprouinz.

Jetziges

Gehalt.

Vorge¬
schlagenes

bezw.
bewilligtes

Gehalt.

Mithin
Aufbesse¬

rung,

2600 3000
2700 3500
2700 3500

2650 3400

2500 3350
l 2650
( 2425

3350
3300

/ 2425
s 2350

3250
3200

2300 3150

2225 3100

/ 2570 3100
^ 2225 3000
/ 2250 1
s 2225 / 2950

2100 2850
l 2100
s 1950

2850
2650

1875 2600

/ 1950
^ 1800

2500
2400

1800 2350

1800 2200

1800 2200
1800 2200

— —

400*
800
800

750

850
700
875

825
850

850

875

530
775
700
725
750
750
700

l 700 <
> 725 j

725

550 ^
600 j
550

400

400
400

West¬
falen.

Gehalt
am

1. April
1899.

3500

3330

3330

) 3330
> 3160
/ 3300
V3160

3160
2990
2990
2820

2650

2820

2480

2310

2140

2140
1970
2140
1970
1970

1500

Wies¬
baden.

Gehalt
am

l. April
1889.

3600

3400

3600

3400

2900
2900

Hessen.

Gehalt
am

1. April
1899.

3050

/ 3300
l 2800

s3050
> 2800

3050
2550

2550

/ 2300 1
s 1800/

Hannover.

Gehalt am 1
einschließlich
Wohunngs-

geld.

3600

3600
3500

3500

3600

3200

3200

2900

2300

2300

2000

April 1899
»bzUglich des
Duichlchmtt«'

Wohnungs»
geldzulchusse«
v»n «50 M,

3250

32;,
315

50 1
50 /

3150

3250

2850
2850

2550

1950

1950

1650

Sachsen. Schleswig-Holstein.

Gehalt
am

1. April
1899.

Erhalt am 1^ April 1899
abzüglichdes
Durchschnitts»
Wohnungs»

«»schließlich
-wohnungs-

ss,eld.'

3200

3200

3000

/ 3000 l
s 2800 f

2800

l 2800)
s 2400 j

2400
2400

i 2600 V
V2200/

2000

3800

3800

3800

3640

3460

3340

geldzuschnsles
«on «ö0 M.

2000

2200

2000

2000

2780

2100

^.

3450

3450

3450

3290

3110

2990

Brauien-
burg.

Gehalt
am

1. April
1899.

Pom¬
mern.

Gehalt
am

1. April
1899.

2430

1750

3000

3000

3000

2800

2800

2600

2600

2400

2600
2400

2100
1800

Posen.

Gehalt
am

1. April
1899.

,3500)
^ 3300 s
l31001

3100

2900

/3300^
^ 3100 j
l 29001

2700

3200
) 3200
^ 3100

3000

3000

3000^
2800/

2800

2800

2600

2800

2400
2400

2200

/ 2400 i
V 2200 »

2200

West-
Preußen.

Gehalt
am

l. April
1899.

3500

l 2000 ^
) 1800 s

2000
1800
2000
1800

3200

) 3200
^ 3100

2800

2800

2700

2600

2400

2400

/ 2400 >
V 2300 i

2200
2050

Ost¬
preußen.

Gehalt
am

1. April
1899.

3400

3400
3400

3200

3200

/ 3200 (
> 3000 /

3200
2800

2800
2800 i
2600 s
2800
2600

2600

2400
2600
2400

l 2600 l
> 2400 s

2200

2200
2200

Bemcllungen.

Aus den Jahren, bei welchen neben¬
stehend Angaben nicht gemacht sind, sind
auch keine Lehrer vorhanden.

Bei Westfalen ist zu berücksichtigen, daß
der Wohnungsgeldzuschuß für verhci-
rathete Lehrer gleichmäßig für alle
300 M., für unverheirathete Lehrer
150 M, betragt, während derselbe in der
Rheinprovinz ohne Unterschied für ver-
heirathete und unverheirathete Lehrer
nach den Grundfätzen des Staates bis
432 M. steigt und im Durchschnitt
350 M, betragt. Außerdem kommt in
Betracht, daß die Rheinischen Taub-
stnmmcnlehrer zunächst alle 2 Jahre
um 200 M., die Westfälischen dagegen
nur um 170 M, aufrücken.

Ferner ist bei der Provinz Ostpreußen
zu bemerken, daß die Wicthsentscha-
digungen in Königsberg 300 M,, in den
anderen Anstalten dagegen 150 M.
betragen.

In den Provinzen Hannover und Schles¬
wig-Holstein wird kein Wohnnngsgeld
gewährt.

IndenGehllltsangaben der Taubstummen-
lehrer in diesen Provinzen ist hiernebeu
zunächst das Gehalt (einschl. Wohnnngs¬
geld) und in der zweiten Spalte zum
Vergleich der Gehaltsbezüge der
Rheinischen Taubstummcnlehrci der
Durchschnitt des den letztern gewährten
Wohnungsgeldzuschussesmit 350 M.
iu Abzug gebracht.

*) Inhaber ertheilt nur Turn-Untcrricht.
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316 41. RheinischerProvinziallandtag. Nr. 15 d.

Uebersicht über die OeßaNs

Nr.
Der Landesbauinsp

Namen.

ektoren

Geburts¬
jahr.

Ablegung
der

Baumeister¬
prüfung.

Anstellung
als

Vau-

inspektor.

Jetziges

Gehalt.

Vor¬
geschlagenes
bezw. vom
Provinzial-
ausschuß

bewilligtes
Gehalt.

i 2 8 4 5 6 ?

1 Dau 1837 1866 1877 5750 6600
2 Beckering 1835 1866 1877 5750 6600
3 Rubarth 1840 1871 187? 5450 6300
4 Marcks 1839 1872 187? 5300 «300
5 Hasse 1843 1874 187? 5300 6300

6 Vorggievc 1843 1875 187? 4850 5800
? Becker 184? 1875 1877 4850 5800
8 Schmitz 1844 1870 1885 4400 5300
9 Weyland 1851 1880 1885 4400 5300

10 Musset 1853 1881 1885 4250 5300
11 Ncrrenö 1852 1883 1885 4250 4850
12 Hagemann 1857 1886 1888 4100 4700
13 Hüberö 1854 1886 1889 3950 4550
14 Kerkhoff 1852 1887 1891 3950 4550
15 Inhofsen 1852 1888 1891 3950 4550
16 Schweitzer 1856 1888 1893 3750 4350
1? Amerlan 1857 1886 1895 3600 3900

18 Oehme 185? Dezember
1889 1895 3600 3900

19 Quentell 1860 Januar
1889 1895 3600 3900

Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 15 K. 31?

Anlage 15l>.

verMmsse der ^iandesbauinspektoren.

Die Anstellungs-und GehaltsverlMnisse der nächst jüngeren Bauinspektoren
in der Staatsverwaltung

bei der Eisenbahnuerwaltung
(Vorstündeder Van -und Netriebsinspeltionen

bis 6300 Mark)

bei der allgemeinen Nauverwaltung
(bis 5700 Mark) Vemerlungen.

etatsmäßig
angestellt

Gehalt
also bei der Rhein.

Provinzialverwaltung
mehr weniger

etatsmaßig
angestellt

Gehalt
also bei der Rhein.

Provinzialverwaltung
mehr weniger

8 9 10 ,1 12 13 14 15

1872 6300 300 1875 5700 900 —

? 6300 300 — ? 5700 900 —

1883 6300 — — 1878 5700 600 —

1883 6300 — — 1878 5700 600 —

1884 6300 — — 1882 5700 600 —

1. Novbr.
1885 5800 — 1883 5700 100 —

1885 5800 — — 1883 5700 100 —

? ? ? ? war vordem in Privat-

1890 5300 — — 1889 5200 100 — dienst.

1890 5300 — — 1889 5200 100 —

1895 4200 650 — 1892 4700 150 —

189? 3600 1100 — 1892 4700 — —

1897 3600 950 — 1898 3600 950 —

1898 3600 950 —
noch nicht 3600 950 —

3600 950 — > fest an¬ 3600 950 —

noch 3600 750 — gestellt. 3600 750 —

nicht
' fest

3600 300 — 1898 3600 300

NN'

gestellt.
3600

3600

300

300 —

l noch nicht
> fest an-
^ gestellt.

3600

3600

300

300 —
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